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Da alle Satzungen zum 1. Januar 2014 in Kraft tre-
ten sollen ist es erforderlich, diese noch im De-
zember 2013 ortsüblich bekanntzumachen. Da
eine Bekanntmachung dieser Satzungen jedoch
den üblichen Rahmen der Dezember-Ausgabe
des Bannewitzer Blickes vom 20.12.2013 spren-
gen würde, hat sich die Gemeindeverwaltung
Bannewitz dazu entschieden, eine Sonderausga-
be zu veröffentlichen. 
Diese hat ausschließlich die Bekanntmachung
der Satzungen zum Gegenstand. 
Christoph Fröse
Bürgermeister
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■ Satzung über die Benutzung des kommunalen Friedhofes der 
Gemeinde Bannewitz – Friedhofssatzung – vom 26. November 2013
Auf der Grundlage der §§ 4 und 14 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März
2003 (SächsGVBl. S. 55, ber. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2013 (SächsGVBl. S. 158), in Verbindung mit §§ 2 und 7
des Sächsischen Bestattungsgesetzes (SächsBestG) vom 8. Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1321), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2012 (SächsGVBl. S. 725), hat der Gemeinderat der Gemeinde Bannewitz in seiner Sitzung am 26. November 2013 die folgende Satzung über
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■ § 1 Geltungsbereich
Diese Satzung gilt für den kommunalen Friedhof
der Gemeinde Bannewitz und seine Einrichtun-
gen (Boderitzer Straße 6, 01728 Bannewitz).
■ § 2 Friedhofszweck
(1) Der kommunale Friedhof ist eine öffentliche
Einrichtung der Gemeinde Bannewitz. Er
dient der Bestattung aller Personen, die bei
ihrem Tod Einwohner der Gemeinde waren
oder ein Recht auf Beisetzung in einer be-
stimmten Grabstätte haben. Die Bestattung
ist mittels Bestattungsantrag anzumelden.
(2) Gestattet wird außerdem die Bestattung der
im Gemeindegebiet verstorbenen oder tot
aufgefundenen Person, sofern diese keinen
festen Wohnsitz hatte, ihr letzter Wohnsitz
unbekannt ist, ihre Überführung an den
früheren Wohnsitz unverhältnismäßig hohe
Kosten verursachen würde oder wenn Grün-
de der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
eine Bestattung in der Gemeinde erfordern. 
(3) Die Bestattung anderer, in Absatz 1 und 2
nicht aufgeführter Personen, bedarf der Aus-
nahmegenehmigung der Friedhofsverwal-
tung; hierauf besteht kein Rechtsanspruch.
■ § 3 Begriffsbestimmungen
(1) Friedhofsträger im Sinne dieser Satzung ist
die Gemeinde Bannewitz.
(2) Friedhofsverwaltung im Sinne dieser Satzung
ist die Gemeindeverwaltung Bannewitz. Sie
nimmt Aufgaben des Friedhofsträgers wahr.
(3) Friedhofspersonal im Sinne dieser Satzung
sind sowohl Angestellte/r des Friedhofsträ-
gers als auch Beauftragte der Friedhofsver-
waltung.
(4) Dienstleistungserbringer im Sinne dieser
Satzung sind Bildhauer, Steinmetze, Gärtner,
Bestatter und sonstige Gewerbetreibende,
die typischerweise auf dem kommunalen
Friedhof tätig werden.
(5) Verfügungsberechtigter (oder dessen Rechts-
nachfolger) ist derjenige, der mittels Grabstät-
tenzuweisung ein Reihen- oder Wahlgrab er-
wirbt. Er erhält die unter §§ 14 bis 16 genannten
Rechte. Der Verfügungsberechtigte hat zudem
das Grabpflegerecht und die Grabpflegepflicht.
(6) Auftraggeber im Sinne dieser Satzung ist
derjenige, der einen Antrag auf Bestattung,
Ausgrabung und Umbettung stellt.
■ § 4 Schließung und Entwidmung
(1) Der Friedhof, Friedhofsteile und einzelne
Grabstätten können aus wichtigem öffentli-
chen Interesse geschlossen oder entwidmet
werden. Durch Schließung wird die Möglich-
keit weiterer Bestattungen ausgeschlossen;
durch die Entwidmung verliert der Friedhof
seine Eigenschaft als öffentliche Bestat-
tungseinrichtung. Besteht die Absicht der
Schließung, so werden keine Nutzungsrech-
te mehr erteilt oder wiedererteilt.
(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung
selbst und die Entwidmung sind jeweils öf-
fentlich bekannt zu machen.
(3) Der Friedhofsträger kann die Schließung ver-
fügen, wenn keine Rechte auf Bestattung
entgegenstehen.
(4) Der Friedhofsträger kann die Entwidmung
verfügen, wenn alle Nutzungsrechte und Ru-
hefristen abgelaufen sind.
(5) Soweit zur Schließung oder Entwidmung
Nutzungsrechte aufgehoben oder im Einver-
nehmen mit den Verfügungsberechtigten
abgelöst werden sollen, sind unter ersatz-
weiser Einräumung entsprechender Rechte
auch Umbettungen ohne Kosten für den Ver-
fügungsberechtigten möglich.
II. Ordnungsvorschriften
■ § 5 Öffnungszeiten
(1) Das Betreten des Friedhofes ist im gesamten
Jahr von Sonnenaufgang bis Sonnenunter-
gang gestattet. Maßgeblich sind im Zweifel
die kalendarischen Zeitangaben. Außerhalb
dieser Zeiten erfolgt das Betreten auf eigene
Gefahr.
(2) Die Friedhofsverwaltung und das Friedhofs-
personal können das Betreten aller oder ein-










■ § 6 Verhalten auf dem Friedhof
(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde
des Ortes und der Achtung der Persönlich-
keitsrechte der Angehörigen und Besucher
entsprechend zu verhalten. Die Anordnun-
gen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.
(2) Kinder unter zehn Jahren dürfen den Fried-
hof nur in Begleitung und unter Verantwor-
tung Erwachsener betreten.
(3) Auf dem Friedhof ist im Hinblick auf Absatz 1
insbesondere nicht gestattet,
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art (ins-
besondere Fahrrädern) und Sportgerä-
ten (z. B. Rollschuhen, Inlineskater), aus-
genommen Kinderwagen und Rollstüh-
le, zu befahren;
b) der Verkauf von Waren aller Art, insbe-
sondere Kränze und Blumen, sowie das
Anbieten von Dienstleistungen;
c) an Sonn- und Feiertagen oder in der
Nähe einer Bestattung störende Arbei-
ten auszuführen;
d) die Erstellung und Verwertung von Film-,
Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu
privaten Zwecken;
e) Druckschriften zu verteilen, es sei denn,
sie dienen der Durchführung von Trauer-
feiern;
f) Abraum und Abfälle, die aus Betätigun-
gen im Friedhofsgelände stammen,
außerhalb der dafür bestimmten Stellen
abzulagern;
g) Abraum und Abfälle, die nicht aus Betäti-
gungen im Friedhofsgelände stammen,
auf dem Friedhofsgelände abzulagern;
h) den Friedhof und seine Einrichtungen
und Anlagen zu verunreinigen oder zu
beschädigen, Einfriedungen und Hecken
unberechtigt zu übersteigen und Rasen-
flächen (soweit sie nicht als Wege die-
nen), Grabstätten und Grabeinfassungen
unberechtigt zu betreten;
i) Rundfunk- und Musikgeräte aller Art zu
betreiben, zu lärmen und zu spielen so-
wie zu lagern;
j) Tiere dürfen auf das Friedhofsgelände
nicht mitgebracht werden. Ausnahmen
gelten für Blindenhunde;
k) Blindenhunde sind angeleint mitzuführen.
Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen
im Einzelfall oder dauerhaft zustimmen, so-
weit sie mit den Anforderungen des Absat-
zes 1 vereinbar sind. Zu diesem Zweck sind
die in Absatz 3 genannten Aktivitäten bei der
Friedhofsverwaltung rechtzeitig anzumel-
den. Dies gilt insbesondere für die Erstellung
und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und
Fotoaufnahmen, die nicht privaten Zwecken
dienen, sowie für das Befahren von freigege-
benen Wirtschaftswegen für den Leichen-
transport und mit Personenkraftwagen für
behinderte Personen mit Behindertenaus-
weis sowie gehbehinderten Personen.
(4) Totengedenkfeiern sind zwei Wochen vorher
bei der Friedhofsverwaltung zur Zustim-
mung anzumelden.
(5) Personen, die den Grundsätzen in den Absät-
zen 1 bis 3 zuwiderhandeln, können münd-
lich oder schriftlich des Friedhofes verwiesen
werden.
■ § 7 Dienstleistungserbringer
(1) Dienstleistungserbringer (§ 3 Absatz 4) und
ihre Bediensteten, die auf dem Friedhof tätig
werden, haben die Friedhofssatzung und die
dazu ergangenen Regelungen zu beachten.
Die Dienstleistungserbringer haften für alle
Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit und mit
den von ihnen errichteten Grabmalen und
sonstigen Anlagen auf dem Friedhof schuld-
haft verursachen.
(2) Alle Arbeiten sind unter Wahrung der Ruhe
des Friedhofes durchzuführen. Durch sie
dürfen weder Toten- noch Bestattungsfeier-
lichkeiten gefährdet oder gestört werden.
(3) Abweichend von § 5 Absatz 1 dürfen ge-
werbliche Arbeiten auf dem Friedhof nur von
Montag bis Freitag in der Zeit von 07:00 Uhr
bis 16:00 Uhr und nach vorheriger Absprache
mit dem Friedhofspersonal durchgeführt
werden. In den Fällen des § 5 Absatz 2 sind
gewerbliche Arbeiten ganz untersagt.
(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeu-
ge und Materialien dürfen auf dem Friedhof
nur vorübergehend und nur an Stellen gela-
gert werden, an denen sie nicht behindern.
Bei Beendigung und Unterbrechung der Ta-
gesarbeit sind die Arbeits- und Lagerplätze
wieder in den früheren Zustand zu bringen.
Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem
Friedhof keinerlei Abfall, Abraum, Rest- oder
Verpackungsmaterial ablagern. Gewerbliche
Geräte dürfen nicht an oder in den Wasse-
rentnahmestellen des Friedhofes gereinigt
werden. 
(5) Die Dienstleistungserbringer dürfen zur Aus-
übung ihrer Tätigkeit nur die Wirtschaftswe-
ge mit dafür in Bezug auf Größe und Gewicht
geeigneten Fahrzeugen befahren. Die Fahr-
geschwindigkeit darf Schrittgeschwindigkeit
nicht überschreiten.
(6) Dienstleistungserbringern, die trotz mündli-
cher oder schriftlicher Mahnung gegen die
Vorschriften der Absätze 1 bis 5 verstoßen,
kann die Friedhofsverwaltung ein weiteres
Tätigwerden untersagen. Bei einem schwer-
wiegenden Verstoß ist eine Mahnung ent-
behrlich.
III. Bestattungsvorschriften
■ § 8 Allgemeines
(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Beur-
kundung des Sterbefalls bei der Friedhofs-
verwaltung anzumelden. Die gesetzlichen
Fristen sind einzuhalten. Der Anmeldung
sind die erforderlichen Unterlagen beizufü-
gen; die Sterbeurkunde ist im Original beizu-
fügen. Wird eine Beisetzung in einer vorher
erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist
auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.
(2) Der Friedhofsträger setzt Ort und Zeit der Be-
stattung im Einvernehmen mit dem Auftrag-
geber fest. § 10 Absatz 3 SächsBestG bleibt
unberührt. 
■ § 9 Beschaffenheit von Särgen und 
Urnen
(1) Die Leiche muss in einen festen, gut abge-
dichteten und aus umweltgerecht abbauba-
rem Material bestehenden Sarg gelegt wer-
den, dessen Boden grundsätzlich mit einer 5
bis 10 cm hohen Schicht aus Sägemehl, Sä-
gespänen, Holzwolle oder anderen geeigne-
ten aufsaugenden Stoffen bedeckt ist. 
(2) Die Särge sollen höchstens 2,00 m lang, 0,70
m hoch und im Mittelmaß 0,80 m breit sein.
Sind in Ausnahmefällen größere Särge erfor-
derlich, ist die Zustimmung der Friedhofsver-
waltung bei der Anmeldung der Bestattung
einzuholen.
(3) Hatte der Verstorbene an einer meldepflich-
tigen Krankheit im Sinne des § 6 Infektions-
schutzgesetz gelitten oder besteht ein sol-
cher Verdacht und geht von der Leiche eine
Ansteckungsgefahr aus, ist der Sarg entspre-
chend zu kennzeichnen.
(4) Es dürfen nur Aschekapseln, Schmuckurnen
und sonstige Urnen verwendet werden, de-
ren Material innerhalb der Ruhezeit, die für
die entsprechende Bestattung gilt, umwelt-
gerecht abbaubar ist. Die Friedhofsverwal-
tung kann vom Bestatter eine Unbedenklich-
keitserklärung für die von ihm verwendeten
Materialien fordern.
(5) Särge und Urnen, die den vorgenannten An-
forderungen nicht entsprechen, können
zurückgewiesen werden.
■ § 10 Ausheben der Gräber; Grabtiefe
(1) Die Gräber werden vom Friedhofspersonal
ausgehoben und wieder geschlossen. Verfü-
gungsberechtigte der Nachbargrabstätten
haben eine notwendige vorübergehende
Veränderung auf ihren Gräbern zu dulden.
Beschädigungen von Nachbargrabstätten,
die bei der Herstellung der Gräber eintreten,
beseitigt das Friedhofspersonal.
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von
der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Ober-
kante des Sarges mindestens 1,00 m, bis zur
Oberkante der Urne mindestens 0,40 m.
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen von-
einander durch mindestens 0,30 m starke
Erdwände getrennt sein.
■ § 11 Ruhezeit
(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 25 Jahre, bei
Verstorbenen bis zum vollendeten zweiten
Lebensjahr (auch Totgeburten) 15 Jahre.
(2) Die Ruhezeit für Urnen beträgt 20 Jahre.
(3) Während der Ruhezeit dürfen in einer Grab-
stätte weitere Leichen oder Urnen Verstorbe-









stätte dazu geeignet und bestimmt ist. Nähe-
res regeln die §§ 14 bis 16.
(4) Die Ruhezeiten nach den Absätzen 1 und 2
gelten nicht für die bei Inkrafttreten der Sat-
zung bereits belegten Grabstätten oder be-
reits erfolgten Bestattungen.
■ § 12 Ausgrabungen und Umbettungen
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht
gestört werden.
(2) Die Ausgrabung und die Umbettung einer
Leiche bedürfen einer schriftlichen Geneh-
migung des Gesundheitsamtes und der
Friedhofsverwaltung. Die Ausgrabung oder
Umbettung einer Urne bedarf der schriftli-
chen Genehmigung der Friedhofsverwal-
tung. Dem Antrag auf Erteilung der Geneh-
migung zur Umbettung ist der Nachweis bei-
zufügen, dass eine andere Grabstätte zur
Verfügung steht. Die Genehmigung kann
nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes
erteilt werden. § 4 Absatz 5 bleibt unberührt.
(3) Ausgrabungen und Umbettungen werden in
dem Zeitraum von zwei Wochen bis zu sechs
Monaten nach dem Tode nicht zugelassen,
sofern es sich nicht um Urnen handelt oder
sofern die Ausgrabung oder Umbettung
nicht richterlich angeordnet ist. Umbettun-
gen aus der Urnengemeinschaftsanlage wer-
den nicht zugelassen. Nach dem Ablauf der
Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder
Aschenreste können mit vorheriger Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung auch in be-
legte Grabstätten aller Art umgebettet wer-
den.
(4) Alle Ausgrabungen und Umbettungen erfol-
gen nur auf Antrag durch den Verfügungsbe-
rechtigten. 
(5) In den Fällen des § 26 können Leichen oder
Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelau-
fen ist, von Amts wegen in Reihen-/Urnenrei-
hengrabstätten oder in die Urnengemein-
schaftsanlage umgebettet werden.
(6) Alle Ausgrabungen und Umbettungen wer-
den vom Friedhofspersonal durchgeführt.
Den Zeitpunkt der Durchführung bestimmt
das Friedhofspersonal.
(7) Neben der Zahlung der Gebühren für die
Ausgrabung oder Umbettung haben die
Auftraggeber Ersatz für Schäden zu leisten,
die an benachbarten Grabstätten und Anla-
gen durch eine Ausgrabung oder Umbet-
tung zwangsläufig entstehen. 
(8) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Aus-
grabung oder Umbettung nicht unterbro-
chen oder gehemmt.
IV. Grabstätten
■ § 13 Allgemeines
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Fried-
hofsträgers. An ihnen können Rechte nur
nach dieser Satzung erworben werden.









(3) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder
Wiedererwerb von Nutzungsrechten an einer
der Lage nach bestimmten Grabstätte, an Erd-
wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten oder
auf Unveränderlichkeit der Umgebung.
(4) Mit dem Grabnutzungsrecht (§ 3 Absatz 5
und 6) entsteht ein öffentlich-rechtliches
Nutzungsverhältnis.
(5) Die Änderung der Anschrift und des Namens
von Verfügungsberechtigten sind der Fried-
hofsverwaltung unverzüglich schriftlich an-
zuzeigen.
■ § 14 Erdreihengrabstätten
(1) Erdreihengrabstätten sind Grabstätten für
Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt
und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhe-
zeit (§ 11) des zu Bestattenden abgegeben
werden. 
(2) In jeder Erdreihengrabstätte darf nur eine Lei-
che beigesetzt werden. Die Grabmaße betra-
gen 130 cm x 260 cm. In einer Erdreihengrab-
stätte können auch Urnen bestattet werden.
(3) Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändi-
gung der Grabstättenzuweisung und nach
Zahlung der fälligen Gebühr.
(4) Das Abräumen von Erdreihengrabstätten oder
Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten
wird drei Monate vorher durch Aushang am
Friedhofseingang bekannt gemacht und durch
ein Hinweisschild auf der betreffenden Grabstät-
te angekündigt. Während dieser Monate kön-
nen Angehörige die Grabanlagen fachmännisch
auf ihre Kosten entfernen lassen. Danach ist das
Friedhofspersonal berechtigt, die Anlagen ent-
schädigungslos zu beseitigen. Nach Ablauf der
Ruhezeiten und der Fristen für die Abräumung
kann das Friedhofspersonal Grabfelder für Erd-
reihengrabstätten wieder belegen.
■ § 15 Erdwahlgrabstätten
(1) Erdwahlgrabstätten sind Grabstätten für Erd-
bestattungen, an denen auf Antrag ein Nut-
zungsrecht für die Dauer von 25 Jahren bei
Erdgräbern (Nutzungszeit) verliehen und de-
ren Lage im dafür vorgesehenen Bereich im
Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird.
(2) Die Friedhofsverwaltung kann den Erwerb
und den Wiedererwerb von Nutzungsrech-
ten an Erdwahlgrabstätten ablehnen, insbe-
sondere wenn die Schließung gemäß § 4 be-
absichtigt ist.
(3) Es werden eingerichtet 
a) Erdwahlgrabfelder für Verstorbene bis
zum vollendeten 2. Lebensjahr
b) Erdwahlgrabfelder für Verstorbene vom
vollendeten 2. Lebensjahr an als ein-
oder zweifache Grabstätten. 
In einer Erdwahlgrabstätte können auch Ur-
nen bestattet werden. 
(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändi-
gung der Grabstättenzuweisung und nach
Zahlung der fälligen Gebühr.
(5) Das Nutzungsrecht kann auf schriftlichen
Antrag über 25 Jahre hinaus und nur für die
gesamte Erdwahlgrabstätte verlängert wer-
den. Das Abräumen von Erdwahlgrabstätten
oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhe-
zeiten wird drei Monate vorher durch Aus-
hang am Friedhofseingang und durch einen
dreimonatigen Hinweis auf der Grabstätte
angekündigt. Während dieser Monate kön-
nen Angehörige die Grabanlagen fachmän-
nisch auf ihre Kosten entfernen lassen. Da-
nach ist das Friedhofspersonal berechtigt,
die Anlagen entschädigungslos zu beseiti-
gen. Nach Ablauf der Ruhezeiten und der Fri-
sten für die Abräumung kann das Friedhofs-
personal Grabfelder für Erdwahlgrabstätten
wieder belegen.
(6) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn
die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht über-
steigt oder ein Nutzungsrecht mindestens
für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wie-
dererworben worden ist.
(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrech-
tes soll der Erwerber für den Fall seines Able-
bens aus dem in Satz 2 genannten Personen-
kreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht
bestimmen und ihm das Nutzungsrecht
durch einen Vertrag übertragen, der erst im
Zeitpunkt des Todes des Übertragenden
wirksam wird. Wird bis zu seinem Ableben
keine derartige Regelung getroffen, geht das
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfol-
ge auf die Angehörigen des verstorbenen
Verfügungsberechtigten mit deren Zustim-
mung über
a) auf den überlebenden Ehegatten und
eingetragenen Lebenspartner, und zwar
auch dann, wenn Kinder aus einer frühe-
ren Ehe vorhanden sind;
b) auf die Kinder;
c) auf die Eltern;
d) auf die Geschwister;
e) auf die Partner einer auf Dauer angeleg-
ten nichtehelichen Lebensgemeinschaft
nach § 7 Absatz 3 Nummer 3 in Verbin-
dung mit Absatz 3a des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB II) - Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai
2011 (BGBl. I S. 850, ber. 2094), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 7. Mai 2013 (BGBl. I S. 1167); 
f) auf die Großeltern;
g) auf die Enkelkinder in der Reihenfolge der
Berechtigung ihrer Väter oder Mütter;
h) auf sonstige Verwandte bis zum 3. Grade;
i) auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben.
(8) Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis h)
hat der jeweils älteste Verfügungsberechtig-
te Vorrang vor dem Jüngeren. Das Nutzungs-
recht erlischt, wenn es keiner der Angehöri-









ten innerhalb eines Jahres seit der Beiset-
zung übernimmt.
(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungs-
recht unverzüglich nach Erwerb auf sich um-
schreiben zu lassen.
(10) Absatz 7 gilt im Fall des Absatzes 9 entspre-
chend.
(11) Der jeweilige Verfügungsberechtigte hat im
Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu
ergangenen Regelungen das Recht, bei Ein-
tritt eines Bestattungsfalles über andere Bei-
setzungen und über die Art der Gestaltung
und der Pflege der Grabstätte zu entschei-
den und in der Erdwahlgrabstätte beigesetzt
zu werden.
(12) Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grab-
stätten kann jederzeit, an teilbelegten Grab-
stätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit,
verzichtet werden. Ein Verzicht ist nur für die
gesamte Grabstätte möglich.
(13) Nach Ablauf des Nutzungsrechtes ist die
Grabstelle durch den Verfügungsberechtig-
ten zu beräumen. Näheres ergibt sich aus §
23 Absatz 2.
■ § 16 Urnengrabstätten







(2) Urnenreihengrabstätten sind Urnengrab-
stätten, die der Reihe nach belegt und erst im
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Bei-
setzung einer Asche abgegeben werden.
(3) Urnenwahlgrabstätten sind Urnengrabstät-
ten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht
für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit)
verliehen und deren Lage im Benehmen mit
dem Erwerber bestimmt wird. Das Nutzungs-
recht kann auf schriftlichen Antrag über 20
Jahre hinaus verlängert werden. Die Zahl der
Urnen, die in einer Urnenwahlgrabstätte bei-
gesetzt werden können, richtet sich nach der
Größe der Urnenwahlgrabstätte. Die Anzahl
der Urnen in einer Urnenwahlgrabstätte darf
vier nicht überschreiten. 
(4) Urnengemeinschaftsgrabstellen (anonym)
sind Grabstellen, in denen für die Dauer der
Ruhezeit Urnen der Reihe nach beigesetzt
werden können. Sie werden erst im Todesfall
für die Dauer der Ruhezeit abgegeben. Die
Beisetzung erfolgt einzeln nacheinander.
Diese Grabstelle wird nicht gekennzeichnet.
Sie wird vergeben, wenn dies dem Willen des
Verstorbenen entspricht.
(5) In den Urnengemeinschaftsgrabstellen (teil-
anonym) können bis zu zehn Urnen bzw. bis
zu 80 Urnen für die Dauer der Ruhezeit bei-
gesetzt werden. Diese Grabstätten werden
gekennzeichnet. 
(6) Urnen können auch in Erdreihengrabstätten
(§ 14) mit noch ausreichenden Ruhezeiten
und in Erdwahlgrabstätten (§ 15) beigesetzt
werden, in denen Angehörige bestattet sind.
Je Grabstelle ist die Beisetzung von vier Ur-
nen zulässig.
(7) Nach Erlöschen des Nutzungsrechtes und
nach Ablauf der Ruhezeit darf das Friedhofs-
personal die beigesetzten Aschenbehälter
entfernen. Die Asche wird auf dem Friedhof
in würdiger Form der Erde übergeben.
(8) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung
etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften
für Erdreihengrabstätten und für Erdwahl-
grabstätten entsprechend auch für Urnen-
grabstätten.
V. Gestaltung der Grabstätten
■ § 17 Allgemeine 
Gestaltungsgrundsätze
Jede Grabstätte ist unbeschadet der Anforderun-
gen des § 18 so zu gestalten und so an die Umge-
bung anzupassen, dass die Würde des Friedhofes
in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamt-
anlage gewahrt wird.
■ § 18 Besondere 
Gestaltungsgrundsätze
(1) Die Grabmale müssen in ihrer Gestaltung,
Bearbeitung und Anpassung den nachfol-
genden Anforderungen entsprechen.
(2) Für Grabmale dürfen nur Natursteine (außer
Findlingen), Holz, Schmiedeeisen sowie ge-
schmiedete oder gegossene Bronze verwen-
det werden.
(3) Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind fol-
gende Vorschriften einzuhalten: 
(4) Nach näherer Bestimmung der Belegungs-
pläne sind stehende oder liegende Grabmale
zulässig. Liegende Grabmale dürfen nur flach
auf die Grabstellen gelegt werden.
(5) Die vollständige Abdeckung der Gräber mit
Steinplatten ist unzulässig.
(6) Die Grabmale müssen aus einem Stück herge-
stellt sein. Ausnahmen sind möglich, wenn die
Ausführung des Sockels die Ordnung in einer
Grabstätte nicht stört.
(7) Die Grabmale müssen allseitig und gleich-
wertig sowie dem Material gemäß bearbeitet
sein. Sie dürfen nicht gespalten, gesprengt
oder bossiert sein.
(8) Jede handwerkliche Bearbeitung ist zugelas-
sen. Politur ist außer bei liegenden Steinen
gestattet. Alle Seiten müssen sauber bear-
beitet sein.
(9) Nicht zugelassen sind alle vorstehend nicht
aufgeführten Materialien, Zutaten, Gestal-
tungs- und Bearbeitungsarten, insbesondere
Beton, Glas, Kunststoff, Emaille und Flächen
mit Farbanstrichen, Lichtbilder, Gips, Porzel-
lan, Aluminium etc.
VI. Grabmale
■ § 19 Zustimmungserfordernis
(1) Die Errichtung und jede bauliche Veränderung
von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftli-
chen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
Auch provisorische Grabmale sind zustim-
mungspflichtig, sofern sie größer als 0,50 m
breit und 0,80 m hoch sind. Die Anträge sind
durch den Verfügungsberechtigten zu stellen;
der Antragsteller hat die Grabstättenzuwei-
sung vorzulegen. Die Zustimmung kann nur er-
teilt werden, wenn die Einhaltung der Bestim-
mungen dieser Satzung, Anforderungen zur
Standsicherheit sowie die Anforderungen im
Sinne von § 24 gewährleistet sind.
(2) Die Anträge sind mittels amtlicher Formulare
zu stellen, die bei der Friedhofsverwaltung
Art der Grabstätten Steingrabmal Mindest- max. max. 
stärke Breite Höhe/Länge 
bei Steinen
(m) (m) (m)
für Urnenreihen-/ stehend 0,12 0,45 0,70
-wahlgrab-
stätten liegend 0,14 0,45 1,00
0,18 0,45 1,30
0,06 0,45 0,40
Urnengemein- stehend 0,14 1,20
schaftsgrab- 0,18 1,60
stellen
Erdreihen-/ einstellig 0,12 0,45 0,70
wahlgrabstätten 0,14 0,45 1,00
0,18 0,45 1,30
zwei- oder mehr- 0,12 0,60 0,70










oder beim Friedhofspersonal erhältlich sind.
Den Anträgen sind zweifach beizufügen:
a) der Grabmalentwurf mit Grundriss, Vorder-
und Seitenansichten im Maßstab 1:10 un-
ter Angabe des Materials, der Bearbeitung,
des Inhalts, der Form und der Anordnung
sowie mit Angaben zum Fundament und
zur Verdübelung. Ausführungszeichnun-
gen sind einzureichen, soweit es zum Ver-
ständnis erforderlich ist;
b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente
und der Symbole im Maßstab 1:1 unter
Angabe des Materials, seiner Bearbei-
tung, des Inhalts, der Form und der An-
ordnung. Ausführungszeichnungen sind
einzureichen, soweit es zum Verständnis
erforderlich ist. In besonderen Fällen
kann die Vorlage eines Modells im Maß-
stab 1:5 oder das Aufstellen eines Mo-
dells in natürlicher Größe auf der Grab-
stätte verlangt werden;
c) ergänzende Unterlagen zum Dienstlei-
stungserbringer (z. B. Bescheinigungen
und Zertifikate), der mit der Herstellung
und Errichtung des Grabmals beauftragt
werden soll.
(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller
sonstigen baulichen Anlagen bedarf eben-
falls der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung. Die Absätze
1 und 2 gelten entsprechend.
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal
oder die sonstige bauliche Anlage nicht bin-
nen eines Jahres nach der Zustimmung er-
richtet worden ist.
(5) Die nicht zustimmungspflichtigen provisori-
schen Grabmale sind nur als naturlasierte
Holztafeln oder -kreuze zulässig und dürfen
nicht länger als zwei Jahre nach der Bestat-
tung verwendet werden. Anderenfalls kann
die Friedhofsverwaltung die Entfernung auf
Kosten des Verfügungsberechtigten bzw.
des Auftraggebers veranlassen.
(6) Grabmale und andere bauliche Anlagen, die
ohne Zustimmung errichtet sind und für die
auch nachträglich keine Zustimmung erteilt
werden kann, sowie nicht zulässige Inschrif-
ten, kann die Friedhofsverwaltung auf Ko-
sten des Verfügungsberechtigten bzw. des
Auftraggebers entfernen lassen.
■ § 20 Anlieferung; Aufstellung
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen
Anlagen sind so zu liefern, dass sie vom
Friedhofspersonal überprüft werden kön-
nen. Der genehmigte Aufstellungsantrag ist
dem Friedhofspersonal bei der Anlieferung
mit vorzulegen.
(2) Für das Aufstellen bzw. Errichten von Grab-
malen und anderen baulichen Anlagen gilt §
7 Absatz 3.
■ § 21 Standsicherheit der Grabmale
(1) Die Grabmale sind entsprechend ihrer Größe
nach den allgemein anerkannten Regeln der
Baukunst und des Handwerks, insbesondere
der Richtlinie des Bundesinnungsverbandes
des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz-
bildhauerhandwerks für die Erstellung und
Prüfung von Grabmalanlagen i. g. F., zu fun-
damentieren und so zu befestigen, dass sie
dauerhaft standsicher sind und auch beim
Öffnen benachbarter Gräber nicht umstür-
zen oder sich senken können. Satz 1 gilt für
sonstige bauliche Anlagen entsprechend.
(2) Die Grabmale dürfen nur von Dienstlei-
stungserbringern errichtet und verändert
werden, die in fachlicher, betrieblicher und
personeller Hinsicht zuverlässig und geeig-
net sind. Einfache Maßnahmen oder Hand-
griffe, die keine besondere Fachkenntnis er-
fordern (z. B. Auflegen eines Liegesteins auf
das Grab), bleiben hiervon unberührt. Fach-
lich zuverlässig und geeignet sind Personen,
die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage
sind, unter Beachtung der örtlichen Gege-
benheiten des Friedhofes die angemessene
Gründungsart zu wählen und nach dem in
der Satzung aufgeführten Regelwerk die er-
forderlichen Fundamentabmessungen zu
berechnen. Sie müssen in der Lage sein, für
die Befestigung der Grabmalteile das richti-
ge Befestigungsmittel auszuwählen, zu di-
mensionieren und zu montieren. Weiterhin
müssen sie die Standsicherheit von Graban-
lagen beurteilen und mithilfe von Messgerä-
ten die Standsicherheit kontrollieren und do-
kumentieren können. Zusätzlich müssen sie
für ihre Tätigkeiten eine angemessene Haft-
pflichtversicherung abgeschlossen haben.
Satz 1 bis 5 gilt für sonstige bauliche Anlagen
entsprechend.
(3) Dienstleistungserbringer, die im Rahmen des
Zulassungsverfahrens nach § 19 für unvoll-
ständige oder nicht den der Richtlinie des
Bundesinnungsverbandes des Deutschen
Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhand-
werks für die Erstellung und Prüfung von
Grabmalanlagen i. g. F. entsprechenden Ent-
würfe, Zeichnungen und Angaben verant-
wortlich sind, werden als unzuverlässig ein-
gestuft. Satz 1 gilt entsprechend, wenn sich
Dienstleistungserbringer bei der Errichtung
eines Grabmales oder einer sonstigen bauli-
chen Anlage nicht an die im Zulassungsver-
fahren gemachten Angaben halten.
(4) Die Standsicherheit wird durch die Fried-
hofsverwaltung jährlich geprüft. Dies entbin-
det die Verfügungsberechtigten nicht von
ihren Unterhaltungs- und Verkehrssiche-
rungspflichten (§ 22).
■ § 22 Unterhaltung
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen
Anlagen sind dauernd in würdigem und ver-
kehrssicherem Zustand zu halten; für deren
Standsicherheit ist Sorge zu tragen. Verant-
wortlich dafür ist der Verfügungsberechtigte.
(2) Ist die Standsicherheit von Grabmalen, son-
stigen baulichen Anlagen oder Teilen davon
gefährdet, sind die für die Unterhaltung Ver-
antwortlichen verpflichtet, unverzüglich Ab-
hilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann
die Friedhofsverwaltung auf Kosten des Ver-
antwortlichen die nach pflichtgemäßem Er-
messen erforderlichen Sicherungsmaßnah-
men (z. B. Umlegen von Grabmalen, Absper-
rungen) treffen. Wird der ordnungswidrige
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer
jeweils festzusetzenden angemessenen Frist
beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung be-
rechtigt, dies auf Kosten des Verantwortli-
chen zu tun oder das Grabmal, die sonstige
bauliche Anlage oder die Teile davon zu ent-
fernen; die Friedhofsverwaltung ist nicht ver-
pflichtet, diese Sachen aufzubewahren. Ist
der Verantwortliche nicht bekannt, nicht oh-
ne weiteres zu ermitteln oder nicht rechtzei-
tig erreichbar, genügt ein Aushang am Fried-
hofseingang und ein vierwöchiger Hinweis
auf der Grabstätte.
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden
haftbar, der durch mangelnde Standsicherheit,
durch Umfallen oder durch Abstürzen von Tei-
len von Grabmalen oder sonstiger baulicher
Anlagen verursacht wird. Die Haftung von be-
auftragten Dienstleistungserbringern (§ 7 Ab-
satz 1 Satz 2) bleibt hiervon unberührt.
■ § 23 Veränderung, Umtausch und 
Entfernung
(1) Aufgestellte Grabmale und sonstige bauli-
che Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit
oder des Nutzungsrechtes nur mit vorheriger
schriftlicher Zustimmung der Friedhofsver-
waltung verändert, umgesetzt, ausgetauscht
oder entfernt werden. 
(2) Innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der
Ruhezeit oder des Nutzungsrechts ist die
Grabstätte eingeebnet und frei von Grabma-
len und sonstigen baulichen Anlagen dem
Friedhofspersonal zu übergeben. 
(3) Wurden die Grabmale oder die sonstigen
baulichen Anlagen nicht innerhalb des Zeit-
raums entfernt, fallen sie entschädigungslos
in die Verfügungsgewalt des Friedhofsträ-
gers. Sofern Reihengrabstätten und Wahl-
grabstätten vom Friedhofspersonal ab-
geräumt werden, hat der jeweilige Verfü-
gungsberechtigte die Kosten zu tragen. 
VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten
■ § 24 Allgemeines
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vor-
schriften des § 18 hergerichtet und dauernd
verkehrssicher instand gehalten werden.
Verwelkte Blumen und Kränze sind unver-
züglich von den Grabstätten zu entfernen
und an den dafür vorgesehenen Plätzen ab-
zulegen.
(2) Die Höhe und die Form der Grabhügel und die
Art ihrer Gestaltung sind dem Gesamtcharak-
ter des Friedhofes und der unmittelbaren Um-









nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die ande-
re Grabstätten und die öffentlichen Anlagen
und Wege nicht beeinträchtigen.
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung
ist der Verfügungsberechtigte verantwort-
lich. Der Verfügungsberechtigte kann hierzu
Dienstleistungserbringer beauftragen. Die
Verpflichtung der Verfügungsberechtigten
zur Herrichtung und Instandhaltung der
Grabstätte erlischt erst mit der Abräumung
bzw. Beräumung der Grabstätte.
(4) Urnenreihen- und Urnenwahlgrabstätten
müssen binnen sechs Monaten; Erdreihen-
und Erd-wahlgrabstätten sollten zwei Jahre
nach der Beisetzung hergerichtet sein.
(5) Erdwahlgrab-/Urnenwahlgrabstätten, in denen
eine Beisetzung noch nicht stattgefunden hat,
sind mit einer Bepflanzung zu versehen.
(6) Die Herrichtung, die Unterhaltung und jede
Veränderung der gärtnerischen Anlagen
außerhalb der Grabstätten obliegen aussch-
ließlich dem Friedhofspersonal.
(7) Bodensenkungen auf den allgemeinen
Friedhofsflächen beseitigt das Friedhofsper-
sonal. Bodensenkungen auf Grabflächen
und dadurch verursachte Schäden an Grab-
anlagen können auf Antrag des Verfügungs-
berechtigten gegen Kostenersatz durch das
Friedhofspersonal beseitigt werden. § 22 Ab-
satz 2 bleibt unberührt.
(8) Kunststoffe und andere nicht umweltge-
recht abbaubare Werkstoffe dürfen in Pro-
dukten der Trauerfloristik, insbesondere in
Kränzen, Trauergebinden und -gestecken
grundsätzlich nicht verwendet werden.
Kleinzubehör wie Blumentöpfe, Grablichter,
Plastiktüten aus nicht umweltgerecht ab-
baubarem Material sind vom Friedhof zu ent-
fernen oder in den zur Abfalltrennung bereit-
gestellten Behältern zu entsorgen.
(9) Die Pflege der Urnengemeinschaftsgrabstel-
len obliegt dem Friedhofsträger. Es dürfen
nur Blumen und Kränze an dem dafür vorge-
sehenen Ablageplatz niedergelegt werden. 
(10) Die Friedhofsverwaltung kann verlangen,
dass der Verfügungsberechtigte die Grab-
stätte nach Ablauf der Ruhezeit oder des
Nutzungsrechts abräumt.
■ § 25 Besondere 
Gestaltungsvorschriften
(1) Die Grabstätten müssen bepflanzt werden
und in ihrer gärtnerischen Gestaltung sowie
in ihrer Anpassung an die Umgebung beson-
deren Anforderungen entsprechen.
(2) In den Belegungsplänen können für die Be-
pflanzung der Grabstätten kleinere Flächen
als die Grabstättengröße vorgeschrieben
und nähere Regelungen über die Art der Be-
pflanzung und die Gestaltung der Grabstät-
ten getroffen werden. Nicht zugelassen sind
insbesondere Bäume und großwüchsige
Sträucher, Einfassungen jeder Art, Grabge-
binde aus künstlichem Werkstoff und das
Aufstellen von Bänken.
(3) Die Friedhofsverwaltung kann für einzelne
Belegungsfelder Richtlinien über die Art der
Bepflanzung der Grabstätten aufstellen.
■ § 26 Vernachlässigung
(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß
hergerichtet oder gepflegt, hat der Verant-
wortliche (§ 22 Absatz 1 Satz 2) auf schriftli-
che Aufforderung der Friedhofsverwaltung
die Grabstätte innerhalb einer jeweils festzu-
setzenden angemessenen Frist in Ordnung
zu bringen. 
(2) Ist der Verfügungsberechtigte nicht bekannt,
nicht ohne weiteres zu ermitteln oder nicht
rechtzeitig erreichbar, genügt ein Aushang am
Friedhofseingang und ein dreimonatiger Hin-
weis auf der Grabstätte. Wird die Aufforderung
nicht befolgt, können Erdreihen-/Urnenreihen-
grabstätten vom Friedhofspersonal abge-
räumt, eingeebnet und eingesät werden. 
(3) Bei Erdwahlgrab-/Urnenwahlgrabstätten kann
die Friedhofsverwaltung in diesem Fall die
Grabstätten auf Kosten des jeweiligen Verfü-
gungsberechtigten in Ordnung bringen las-
sen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädi-
gung entziehen. Vor dem Entzug des Nut-
zungsrechts ist der jeweilige Verfügungsbe-
rechtigte noch einmal schriftlich aufzufor-
dern, die Grabstätte unverzüglich in Ord-
nung zu bringen. Ist er nicht bekannt, nicht
ohne weiteres zu ermitteln oder nicht recht-
zeitig erreichbar, hat noch einmal ein Aus-
hang am Friedhofseingang und ein einmo-
natiger Hinweis auf der Grabstätte zu erfol-
gen. In dem Entziehungsbescheid ist der je-
weilige Verfügungsberechtigte aufzufor-
dern, das Grabmal und die sonstigen bauli-
chen Anlagen innerhalb von drei Monaten
seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbe-
scheides zu entfernen.
(4) Der Verfügungsberechtigte ist in den schrift-
lichen Aufforderungen, dem Aushang und
allen übrigen Hinweisen auf die für ihn maß-
geblichen Rechtsfolgen der Absätze 2 und 3
und in dem Entziehungsbescheid auf die
Rechtsfolgen des § 22 Absatz 2 Satz 2 und 3
hinzuweisen.
(5) Für Grabschmuck gilt § 23 Absatz 3 entspre-
chend.
VIII. Abschiedsraum und Trauerfeier
■ § 27 Benutzung des Abschiedsraumes
(1) Der Abschiedsraum dient der Aufnahme der
Leichen bis zur Bestattung. Er darf nur mit Er-
laubnis des Friedhofspersonals betreten
werden.
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder
sonstigen Bedenken bestehen, können die
Angehörigen die Verstorbenen während der
festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind
spätestens fünf Minuten vor Beginn der
Trauerfeier oder der Beisetzung endgültig zu
schließen.
(3) Die Särge Verstorbener, bei denen der Ver-
dacht besteht, dass sie an einer meldepflich-
tigen Krankheit gelitten haben, sollen, sofern
möglich, in einem besonderen Raum aufge-
stellt werden. Sie sind entsprechend zu
kennzeichnen. Den Anordnungen des Ge-
sundheitsamts ist Folge zu leisten. Soweit
das Gesundheitsamt im Einzelfall keine an-
dere Anweisung gibt, ist der Sarg entgegen
Absatz 2 geschlossen zu halten.
(4) Sofern es im Übrigen der Zustand der Leiche
erforderlich macht, kann das Friedhofsperso-
nal nach pflichtgemäßem Ermessen anord-
nen, dass der Sarg geschlossen bleibt.
■ § 28 Trauerfeier
(1) Die Trauerfeier findet in der Feierhalle statt.
Sie kann auf Antrag auch am Grab abgehal-
ten werden.
(2) Die offene Aufbahrung des Verstorbenen in
der Feierhalle kann auf Antrag zugelassen
werden. Die in § 27 Absatz 3 und 4 geregel-
ten Grundsätze gelten entsprechend.
(3) Die Trauerfeier sollte jeweils nicht länger als 60
Minuten dauern. Ausnahmen bedürfen der vor-
herigen Zustimmung des Friedhofspersonals.
(4) Die für die Ausgestaltung der Trauerfeier in
der Feierhalle erforderlichen Gegenstände
wie Beleuchtung, Tontechnik und Feierhal-
lenschmuck stellt der Friedhofsträger als
Grundausstattung. Der Friedhofsträger kann
hiervon Ausnahmen zulassen.
(5) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf
dem Friedhof sowie die Benutzung der Musik-
anlage in der Feierhalle bedarf der vorherigen
Zustimmung des Friedhofspersonals.
(6) Der Auftraggeber einer Bestattung ist dafür
verantwortlich, dass die Empfindungen an-
derer durch Reden, Musik oder Darbietun-
gen während der Trauerzeremonie nicht ge-
stört werden.
IX. Schlussvorschriften
■ § 29 Alte Rechte
(1) Für Grabstätten, über welche die Friedhofs-
verwaltung bei Inkrafttreten dieser Satzung
bereits verfügt hat, richten sich die Nut-
zungszeit und die Gestaltung nach zum Zeit-
punkt der Vergabe gültigen Vorschriften.
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung ent-
standenen Nutzungsrechte von unbegrenz-
ter oder unbestimmter Dauer werden auf
zwei Nutzungszeiten nach § 15 Absatz 1 oder
§ 16 Absatz 3 dieser Satzung seit Erwerb be-
grenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf ei-
nes Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung
und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten
Leiche oder Urne.
■ § 30 Haftung
(1) Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden,
die durch nicht satzungsgemäße Benutzung
des Friedhofes, seiner Anlagen und seiner Ein-
richtung, durch dritte Personen oder durch Tie-









nisse und Naturgewalten entstehen.
(2) Im Übrigen haftet der Friedhofsträger nur bei
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Von dieser
Haftungsbeschränkung ausgenommen sind
alle Schäden aus der Verletzung des Lebens,
des Körpers oder der Gesundheit.
■ § 31 Gebühren
Für die Benutzung des kommunalen Friedhofes
der Gemeinde Bannewitz und seiner Einrichtun-
gen sowie für die Leistungen der Friedhofsver-
waltung sind Gebühren nach der jeweils gelten-
den Friedhofsgebührensatzung oder Kostensat-
zung der Gemeinde Bannewitz zu entrichten.
■ § 32 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Absatz 1
Nr. 1 SächsGemO i. g. F. handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig
1. sich als Besucher entgegen § 6 Absatz 1
nicht der Würde des Friedhofes und der
Achtung der Persönlichkeitsrechte von
Angehörigen und Besuchern entspre-
chend verhält oder Anordnungen des
Friedhofspersonals nicht befolgt;
2. entgegen § 6 Absatz 3 und ohne eine
vorherige Zustimmung des Friedhofs-
personals
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art
(insbesondere Fahrrädern) und
Sportgeräten (z. B. Rollschuhen, Inli-
neskatern) ausgenommen Kinder-
wagen und Rollstühle, befährt;
b) Waren aller Art, insbesondere Kränze
und Blumen, sowie Dienstleistungen
verkauft;
c) an Sonn- und Feiertagen oder in der
Nähe einer Bestattung störende Ar-
beiten ausführt;
d) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnah-
men erstellt und verwertet, die nicht
privaten Zwecken dienen;
e) Druckschriften verteilt, es sei denn,
sie dienen der Durchführung von
Trauerfeiern;
f) Abraum und Abfälle, die aus Betäti-
gungen im Friedhofsgelände stam-
men, außerhalb der dafür bestimm-
ten Stellen ablagert;
g) Abraum und Abfälle, die nicht aus
Betätigungen im Friedhofsgelände
stammen, auf dem Friedhofsgelände
ablagert;
h) den Friedhof und seine Einrichtungen
und Anlagen verunreinigt oder be-
schädigt, Einfriedungen und Hecken
unberechtigt übersteigt oder Rasen-
flächen (soweit sie nicht als Wege die-
nen), Grabstätten oder Grabeinfassun-
gen unberechtigt betritt;
i) Rundfunk- und Musikgeräte aller Art
betreibt, lärmt, spielt oder lagert; isst
und trinkt.
j) Tiere – ausgenommen Blindenhun-
de – mitbringt;
k) Blindenhunde unangeleint mitführt.
3. entgegen § 6 Absatz 4 Totengedenkfei-
ern ohne Zustimmung der Gemeinde-
verwaltung durchführt;
4. entgegen § 7 Absatz 3 als Dienstlei-
stungserbringer oder deren Bediensteter
gewerbliche Arbeiten auf den Friedhö-
fen außerhalb der vom Friedhofsträger
festgesetzten Zeiten oder auf Friedhofs-
teilen durchführt, deren Betreten nach §
5 Absatz 2 untersagt ist;
5. entgegen § 7 Absatz 4 als Dienstlei-
stungserbringer oder deren Bediensteter
Werkzeuge und Materialien in unzulässi-
ger Weise lagert, Arbeits- und Lagerplät-
ze bei Beendigung oder Unterbrechung
der Arbeiten nicht wieder in den frühe-
ren Zustand versetzt, auf den Friedhöfen
Abfall, Abraum-, Rest- und Verpackungs-
material ablagert oder gewerbliche
Geräte an oder in den Wasserentnahme-
stellen auf den Friedhöfen reinigt;
6. entgegen § 19 Absatz 1 und Absatz 3 oh-
ne vorherige Zustimmung oder auf
Grundlage einer nach § 19 Absatz 4 in-
zwischen erloschenen Zustimmung
Grabmale oder bauliche Anlagen errich-
tet oder verändert oder deren Errichtung
oder Veränderung veranlasst;
7. entgegen § 21 Absatz 1 Grabmale oder
sonstige bauliche Anlagen nicht nach
der Richtlinie des Bundesinnungsver-
bandes des Deutschen Steinmetz-, Stein-
und Holzbildhauerhandwerks für die Er-
stellung und Prüfung von Grabmalanla-
gen i. g. F. befestigt oder fundamentiert;
8. entgegen § 21 Absatz 2 Grabmale oder
sonstige bauliche Anlagen errichtet oder
verändert, ohne in fachlicher, betriebli-
cher und personeller Hinsicht zuverlässig
und geeignet zu sein;
9. entgegen § 22 Absatz 1 als Verantwortli-
cher Grabmale oder sonstige bauliche
Anlagen nicht in verkehrssicherem Zu-
stand hält;
10. entgegen § 23 Absatz 1 Grabmale oder
sonstige bauliche Anlagen ohne vorheri-
ge schriftliche Zustimmung verändert,
umsetzt, austauscht oder entfernt;
11. entgegen § 26 Absatz 1 trotz einer schrift-
lichen Aufforderung der Friedhofsverwal-
tung Grabstätten vernachlässigt.
(2) Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer
Geldbuße von bis zu 1.000,00 EUR geahndet
werden.
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)
ist die Gemeinde Bannewitz als Friedhofsträ-
ger.
■ § 33 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung für den
kommunalen Friedhof der Gemeinde Banne-
witz vom 11.12.2000 in der Fassung der 1. Än-
derungssatzung der Friedhofsordnung für den
kommunalen Friedhof der Gemeinde Banne-
witz vom 26.05.2003 außer Kraft.
Nach § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande gekom-
men sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO we-
gen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO genannten Frist
a. die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b. die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber
der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so
kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO genannten Frist
jedermann diese Verletzung geltend machen.









■ § 1 Erhebungsgrundsatz
(1) Für die Benutzung des kommunalen Fried-
hofes der Gemeinde Bannewitz und seiner
Einrichtungen (Boderitzer Straße 6, 01728
Bannewitz) sowie für Amtshandlungen auf
dem Gebiet des Bestattungswesens werden
Gebühren nach den folgenden Bestimmun-
gen erhoben.
(2) Auf Verwaltungsgebühren ist die Kostensat-
zung der Gemeinde Bannewitz in der jeweils
geltenden Fassung ergänzend anzuwenden.
(3) Die Berechnung beinhaltet die Kosten für die
Übertragung des Nutzungsrechtes und der
Friedhofsunterhaltungsgebühr.
■ § 2 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner ist, wer die gebührenpf-
lichtige Leistung oder Amtshandlung veran-
lasst, besondere Leistungen in Anspruch
nimmt oder sonst nach Gesetz oder letztwilli-
ger Verfügung des Verstorbenen die Bestat-
tungskosten zu tragen hat. 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Ge-
samtschuldner.
■ § 3 Bemessungsgrundlage
Grundlage für die Gebührenberechnung sind Art
und Umfang der Benutzung des Friedhofes
einschließlich der jeweils erbrachten Leistungen
der Gemeinde Bannewitz, sowie die vorgenom-
menen Amtshandlungen auf dem Gebiet des Be-
stattungswesens.
■ § 4 Entstehung der Fälligkeit der 
Gebühren
(1) Die Gebührenschuld entsteht 
a) bei Benutzungsgebühren mit der Inan-
spruchnahme des Friedhofes 
b) bei Grabnutzungsgebühren gemäß
Punkt I. des in der Anlage dieser Satzung
befindlichen Gebührenverzeichnisses
mit Erwerb der Grabstätte für die gesam-
te Nutzungszeit
c) bei Friedhofsunterhaltungsgebühren für
Grabstätten, deren Nutzungsrecht bis
zum 31.12.2013 erworben wurde, gemäß
Punkt II. des in der Anlage dieser Satzung
befindlichen Gebührenverzeichnisses zu
Beginn des jeweiligen Kalenderjahres
(Erhebungszeitraum). Die Friedhofsunter-
haltungsgebühr ist eine Jahresgebühr.
(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe
des Gebührenbescheides an den Ge-
bührenschuldner fällig. Die fälligen Gebühren
können bei Nichteinhaltung der Fälligkeitster-
mine im Verwaltungszwangsverfahren beige-
trieben werden. 
■ § 5 Gebührenhöhe
(1) Die Höhe der Gebühren ergibt sich aus dem
dieser Satzung als Anlage beigefügten Ge-
bührenverzeichnis. Das Gebührenverzeich-
nis ist Bestandteil dieser Satzung.
(2) Bei Einebnungen, Ausgrabungen, Umbettun-
gen und anderen nicht aufgeführten Sonder-
leistungen setzt die Gemeinde Bannewitz den
zu zahlenden Betrag nach dem tatsächlichen
Arbeits- und Materialaufwand fest. 
■ § 6 Stundung und Erlass 
von Gebühren
Die Gebühren können auf schriftlichen Antrag im
Einzelfall aus Billigkeitsgründen, insbesondere
zur Vermeidung sozialer Härten, gestundet so-
wie teilweise oder ganz erlassen werden.
■ § 7 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhe-
bung von Gebühren für die Benutzung des
kommunalen Friedhofes der Gemeinde Ban-
newitz vom 11.12.2000 in der Fassung der 2.
Änderungssatzung der Satzung über die Er-
hebung von Gebühren für die Benutzung
des kommunalen Friedhofes der Gemeinde
Bannewitz vom 26.03.2007 außer Kraft.
■ Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des kommunalen
Friedhofes der Gemeinde Bannewitz 
- Friedhofsgebührensatzung - vom 26. November 2013
Auf der Grundlage der §§ 4 und 14 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März
2003 (SächsGVBl. S. 55, ber. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2013 (SächsGVBl. S. 158), in Verbindung mit § 9 Absatz
1 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 2004 (SächsGVBl. S. 418, 2005 S. 306),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 18. Oktober 2012 (SächsGVBl. S. 562), hat der Gemeinderat der Gemeinde Bannewitz in seiner Sit-
zung am 26. November 2013 die folgende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des kommunalen Friedhofes der Gemeinde
Bannewitz beschlossen:
Nach § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen
sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande
gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder
die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO genannten Frist
a. die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b. die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der
Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung
begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so
kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO genannten Frist je-
dermann diese Verletzung geltend machen.
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen - SächsGemO
I. Erwerb von Nutzungsrechten an Grabstätten
Nutzungsdauer Gebühr
1. Erdgräber
1.1 Erdreihengrab 25 Jahre 533,00 EUR
1.2 Erdwahlgrab
1.2.1 Erdwahlgrab (1-fach) 25 Jahre 642,00 EUR
1.2.2 Erdwahlgrab (2-fach) 25 Jahre 1.016,00 EUR
1.2.3 Erdwahlgrab für Kinder (bis 2. Lebensjahr) 15 Jahre 389,00 EUR
Eine Verlängerung des Nutzungsrechtes für Erdwahlgräber ist möglich. Die Verlängerungsgebühr bemisst sich anteilig zur Grabnutzungsge-
bühr.
2. Urnengräber
2.1 Urnenreihengrab (1-fach) 20 Jahre 281,00 EUR
2.2 Urnenwahlgrab (bis 4 Urnen) 20 Jahre 411,00 EUR
Eine Verlängerung des Nutzungsrechtes für Urnenwahlgräber ist möglich. Die Verlängerungsgebühr bemisst sich anteilig zur Grabnutzungsge-
bühr.
3. Sondergräber
3.1 Urnengemeinschaftsgrabstelle anonym 20 Jahre 220,00 EUR
3.2 Urnengemeinschaftsgrabstelle teilanonym 20 Jahre 1.114,00 EUR
II. Friedhofsunterhaltungsgebühren für Grabstätten, deren Nutzungsrecht bis zum 31.12.2013 erworben wurde
1. Erdgräber je Jahr
1.1 Erdreihengrab 9,00 EUR
1.2 Erdwahlgrab
1.2.1 Erdwahlgrab (1-fach) 9,00 EUR
1.2.2 Erdwahlgrab (2-fach) 10,50 EUR
1.2.3 Erdwahlgrab für Kinder (bis 2. Lebensjahr) 7,50 EUR
2. Urnengräber
2.1 Urnenreihengrab (1-fach) 7,50 EUR
2.2 Urnenwahlgrab (bis 4 Urnen) 7,50 EUR
III. Bestattungsgebühren
1. Erdbestattung
1.1 für Erwachsene 280,00 EUR
1.2 für Kinder (bis 2. Lebensjahr) 112,00 EUR
2. Urnenbeisetzung 56,00 EUR
IV. Benutzungsgebühren
1. Nutzung der Feierhalle 158,00 EUR









Anlage zur Friedhofsgebührensatzung vom 26.11.2013









■ § 1 Kostenpflicht
Die Gemeinde Bannewitz erhebt für Amtshand-
lungen in weisungsfreien Angelegenheiten Ver-
waltungsgebühren und Auslagen (Kosten).
■ § 2 Kostenschuldner
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,
1. wer die Amtshandlung veranlasst, im
Übrigen derjenige, in dessen Interesse
die Amtshandlung vorgenommen wird,
2. wer die Kosten einer Behörde gegenüber
schriftlich übernommen hat oder für die
Kostenschuld eines anderen kraft Geset-
zes haftet,
3. im Rechtsbehelfsverfahren und in streitent-
scheidenden Verwaltungsverfahren derje-
nige, dem die Kosten auferlegt werden.
(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamt-
schuldner.
(3) Auslagen im Sinne des § 6 Absatz 1, die
durch unbegründete Einwendungen eines
Beteiligten oder durch Verschulden eines Be-
teiligten oder eines Dritten entstanden sind,
können diesem auferlegt werden.
■ § 3 Kostenhöhe
(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühr richtet
sich unter Berücksichtigung der an der Amts-
handlung beteiligten Behörden und Stellen,
nach der Bedeutung der Angelegenheit für
die Beteiligten und nach deren allgemeinen
wirtschaftlichen Verhältnissen, nach dem als
Anlage zu dieser Satzung beigefügten Ko-
stenverzeichnis. Das Kostenverzeichnis ist
Bestandteil dieser Satzung, kann aber durch
Beschluss des Gemeinderates geändert wer-
den. Für Amtshandlungen, für die im Kosten-
verzeichnis weder eine Verwaltungsgebühr
bestimmt ist, noch Gebührenfreiheit ent-
sprechend §§ 3 und 4 SächsVwKG i. g. F. be-
steht, wird eine Gebühr von 5,00 bis
25.000,00 EUR erhoben. Für Amtshandlun-
gen im Vollstreckungsverfahren bei öffent-
lich-rechtlichen Forderungen in Selbstver-
waltungsangelegenheiten bestimmt sich die
Höhe nach den Vorschriften des SächsVwKG
i. V. m. der hierzu erlassenen Verordnung des
Sächsischen Staatsministeriums der Finan-
zen über die Bestimmung der Verwaltungs-
gebühren und Auslagen (SächsKVZ) in der je-
weils gültigen Fassung.
(2) Ist eine Gebühr nach dem Wert des Gegen-
standes der Amtshandlung zu berechnen, so
ist dieser zur Zeit der Beendigung der Amts-
handlung maßgebend. Für Wertgebühren,
für die im Kostenverzeichnis keine Gebühr
vorgesehen ist, beträgt diese 1 % des Gegen-
standes. Der Kostenschuldner ist verpflich-
tet, die zur Festsetzung der Kosten erforderli-
chen Angaben wahrheitsgemäß und voll-
ständig zu machen sowie die notwendigen
Unterlagen in Urschrift oder beglaubigter
Abschrift beizubringen.
■ § 4 Entstehung der Kosten
Die Kosten entstehen mit der Beendigung der
kostenpflichtigen Amtshandlung. In den Fällen,
in denen mehrere Amtshandlungen innerhalb ei-
nes Verfahrens getätigt werden, mit der Beendi-
gung der letzten kostenpflichtigen Amtshand-
lung oder bei Zurücknahme oder Erledigung des
Antrags oder Rechtsbehelfs.
■ § 5 Zeitpunkt der Fälligkeit
Kosten werden mit der Bekanntgabe der Ko-
stenentscheidung an den Kostenschuldner fällig,
wenn nicht die Gemeinde einen späteren Zeit-
punkt bestimmt.
■ § 6 Auslagen
(1) An Auslagen der an der Amtshandlung be-
teiligten Behörden und Stellen werden erho-
ben, soweit im Kostenverzeichnis nicht Aus-
nahmen vorgesehen sind:
1. Entschädigungen und Vergütungen, die
Zeugen und Sachverständigen zustehen;
2. Entgelte für Post- und Telekommunikati-
onsdienstleistungen, ausgenommen die
Entgelte für einfache Briefsendungen;
3. Aufwendungen für amtliche Bekannt-
machungen;
4. Reisekosten im Sinne der Reisekosten-
vorschriften und sonstige Aufwendun-
gen bei Ausführung von Dienstgeschäf-
ten außerhalb der Dienststelle;
5. Beträge, die anderen Behörden oder ande-
ren Personen für ihre Tätigkeit zustehen.
(2) Auslagen im Sinne des Absatzes 1 werden
auch dann erhoben, wenn die kostenerhe-
bende Behörde aus Gründen der Gegensei-
tigkeit, der Verwaltungsvereinfachung oder
aus ähnlichen Gründen an die anderen
Behörden, Einrichtungen oder Personen
Zahlungen nicht zu leisten hat.
(3) Können nach besonderen Rechtsvorschriften
Auslagen erhoben werden, die nicht näher be-
zeichnet sind, gilt Absatz 1 entsprechend.
■ § 7 Anwendung von Bestimmungen 
des SächsVwKG
Gemäß § 25 Abs. 2 SächsVwKG finden die §§ 2, 3,
4, 5, § 6 Abs. 2 Satz 2 bis 7, Abs. 3 bis 5, die §§ 8 bis
17, der § 19, § 20 Abs. 1 und die §§ 21 bis 23 des
SächsVwKG bei der Erhebung von Kosten nach
dieser Satzung entsprechende Anwendung.
■ § 8 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die 4. Änderungssatzung zur Satzung
über die Erhebung von Verwaltungskosten für
Amtshandlungen in weisungsfreien Angelegenhei-
ten der Gemeinde Bannewitz vom 02.02.1999 (Kos-
tensatzung) vom 23.01.2006 außer Kraft.
■ Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen in 
weisungsfreien Angelegenheiten der Gemeinde Bannewitz  vom 26. November 2013 
- Kostensatzung -
Auf der Grundlage von § 4 und § 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
18. März 2003 (SächsGVBl. S. 55, ber. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2013 (SächsGVBl. S. 158), in Verbindung mit §
25 des Verwaltungskostengesetzes des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. September 2003 (SächsGVBl.
S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130, ber. S. 556), hat der Gemeinderat der Gemeinde Ban-
newitz in seiner Sitzung am 26. November 2013 folgende Kostensatzung beschlossen:
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Sachsen - SächsGemO
Nach § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO gelten Satzun-
gen, die unter Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der SächsGemO zustande ge-
kommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntma-
chung als von Anfang an gültig zustande gekom-
men. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder feh-
lerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzun-
gen, die Genehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52
Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO
genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Be-
schluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschrift gegenüber der Gemein-
de unter Bezeichnung des Sachverhal-
tes, der die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 gel-
tend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf
der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO genannten Frist









Anlage – zur Kostensatzung vom 26.11.2013
Kostenverzeichnis der Gemeinde Bannewitz
Lfd. Nr. Amtshandlung Gebühr EUR / 
% des Gegenstandswertes
1 Einsichtgewährung, Auskünfte
insbesondere in bzw. aus Akten, Büchern und Bestandsplänen 5,00 bis 460,00 EUR
2 Zustimmungen (Einwilligungen / Genehmigungen)
aufgrund gesetzlicher Vorschriften, gemeindlicher o. ä. Bestimmungen 5,00 bis 500,00 EUR
3 Fristverlängerungen
Verlängerung einer Frist, deren Ablauf einen neuen Antrag auf Erteilung einer 1/10 bis 1/4 der für die 
gebührenpflichtigen Genehmigung erforderlich machen würde Genehmigung vorgesehenen 
Gebühr, mindestens 5,00 EUR
4 Nachträgliche Auflagen, Rücknahme oder Widerruf einer Zustimmung nach Nr. 2 5,00 bis 250,00 EUR
5 Beglaubigungen, Bestätigungen
amtliche Beglaubigung von Unterschriften, Handzeichen, Siegeln und amtliche 5,00 bis 50,00 EUR
Bestätigungen über die Übereinstimmung von Urschrift und Abschrift/Ablichtung
• für die erste Beglaubigung mindestens 5,00 EUR
• für jede weitere Beglaubigung 5,00 EUR
6 Bescheinigungen
Zeugnisse (amtlich festgestellte Tatsachen, z. B. Bürger der Gemeinde zu sein), 5,00 bis 120,00 EUR
Ausweise aller Art usw. (auch Zweit- und Mehrfertigungen, soweit nichts anderes 
bestimmt ist) 
7 Besondere Verwaltungsgebühr
für die Vornahme einer Amtshandlung, wenn diese mutwillig beantragt oder 25,00 bis 500,00 EUR
erschwert wird und dadurch ein besonderer Verwaltungsaufwand entsteht
8 Aushänge an Tafeln kostenfrei (bei öffentlichem Interesse)
9 gestrichen
10 Ersatzstücke für verlorene Hundesteuermarken 5,00 EUR
11 Fundsachen
Aufbewahrung einschließlich Aushändigung an den Verlierer, Eigentümer oder Finder
11.1 • bei Sachen bis 500,00 EUR Wert 2 % des Wertes, 
mindestens jedoch 5,00 EUR
11.2 • bei Sachen über 500,00 EUR Wert 2 % von 500 EUR und 
1 % des Mehrwertes
11.3 gestrichen
12 Schreibgebühren
12.1 Abschriften, Auszüge oder Druck aus Akten, Protokollen von öffentlichen Verhandlungen, 
amtlichen Büchern, Bestandsplänen, Registern usw. mittels Kopiergeräten
12.2 • bei einem Format bis zur DIN A 4 für die erste Seite 0,80 EUR
• für jede weitere Seite 0,50 EUR
mind. jedoch 5,00 EUR
12.3 • bei einem größeren Format als DIN A 4 für die erste Seite 2,60 EUR
• für jede weitere Seite 1,00 EUR
mind. jedoch 7,50 EUR
13 gestrichen
14 Bibliothek - Versäumnisgebühren
14.1 • erste schriftliche Rückgabeerinnerung tatsächliche Auslagen, mindestens 
jedoch 5,00 EUR
14.2 • zweite schriftliche Rückgabeerinnerung tatsächliche Auslagen, mindestens 
jedoch 5,00 EUR
14.3 • Leihfristenüberschreitung je Buch/Zeitschrift/sonstige Medien und
- angefangene erste Woche 1,00 EUR
- jede weitere angefangene Woche 2,00 EUR









■ § 1 Begriffsbestimmungen
(1) Kosten im Sinne des Artikel 1 des Gesetzes
zur Neuordnung des Brandschutzes, Ret-
tungsdienstes und Katastrophenschutzes im
Freistaat Sachsen sind:
_ Aufwendungen für die Durchführung von
Pflichtleistungen der Feuerwehr. Wird un-
ter den in der Satzung bestimmten Vor-
aussetzungen ihre Erstattung verlangt,
handelt es sich um Kostenersatz.
_ Aufwendungen der Feuerwehr für die
Durchführung von anderen, freiwilligen
Leistungen. Die Gegenleistungen der
Leistungsnehmer sind Gebühren.
(2) Ein Einsatz im Sinne dieser Satzung ist jede
durch Anforderung ausgelöste und auf die
Durchführung einer Feuerwehrleistung ge-
richtete Tätigkeit der Feuerwehr. Ein Einsatz
beginnt mit der Alarmierung/Anforderung
der Feuerwehr und endet entweder mit Be-
ginn eines folgenden Einsatzes oder mit der
Erklärung des Einsatzleiters über das Ende
des Einsatzes, spätestens aber mit der Wie-
derherstellung der Einsatzbereitschaft nach
dem Einrücken in das Gerätehaus.
(3) Einrichtungsträger im Sinne dieser Satzung
ist der Eigentümer oder der Besitzer/Nut-
zungsberechtigte eines Gebäudes oder Ge-
bäudeteils einer Anlage oder einer Fläche.
■ § 2 Geltungsbereich
Diese Satzung gilt für Leistungen der Feuerwehr
der Gemeinde Bannewitz im Sinne des Artikel 1
§§ 6 und 69 des Gesetzes zur Neuordnung des
Brandschutzes, Rettungsdienstes und Katastro-
phenschutzes im Freistaat Sachsen sowie Tätig-
keiten der Feuerwehr auf der Grundlage der Feu-
erwehrsatzung der Gemeinde Bannewitz vom
23. April 2013. Als Leistung gilt auch das Aus-
rücken der Feuerwehr bei missbräuchlicher Alar-
mierung und bei Fehlalarmierung durch auto-
matische Brandmeldeanlagen.
■ § 3 Kostenersatz für Pflichtleistungen
der Feuerwehr
Kostenersatz wird für folgende Leistungen im
Gemeindegebiet im Rahmen des Artikel 1 §§ 22
Abs. 6 und 69 Abs. 2 des Gesetzes zur Neuord-
nung des Brandschutzes, Rettungsdienstes und
Katastrophenschutzes im Freistaat Sachsen ver-
langt:
a) vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachte
Leistungen
b) Leistungen, die durch den Betrieb von Kraft-,
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen er-
forderlich werden
c) Leistungen, wenn der Einsatz auf einem





f) abgebrochener Einsatz infolge missbräuchli-
cher Alarmierung der Feuerwehr oder der
Fehlalarmierung durch automatische Brand-
meldeanlagen
g) gemeindeübergreifende Einsätze
h) Unterstützung des Rettungsdienstes (Trage-
hilfe)
■ § 4 Gebühren für freiwillige 
Leistungen der Feuerwehr
Für alle anderen Leistungen der Feuerwehr, die
auf der Grundlage des Artikel 1 § 69 Abs. 3 des
Gesetzes zur Neuordnung des Brandschutzes,
Rettungsdienstes und Katastrophenschutzes im
Freistaat Sachsen erbracht werden, werden Ge-
bühren verlangt.
Wenn nicht § 5 dieser Satzung etwas anderes be-
stimmt, werden für folgende freiwillige Leistun-
gen Gebühren verlangt:
1. Die Beseitigung von Kraftstoffen, Ölen und
umweltgefährdenden oder gefährlichen
Stoffen sowie durch sie verursachte Schä-
den, deren sofortige Beseitigung aufgrund
von Gefahr in Verzug möglich ist, bei
Straßenverkehrs- und anderen Unfällen.
2. Die Mitwirkung bei und die Durchführung von
Räum-, Aufräum- und Sicherungsarbeiten.
3. Die zeitweise Überlassung von Geräten und
Material zum Ge- und Verbrauch.
4. Andere Leistungen, die nicht zu den gesetzli-
chen Aufgaben der Feuerwehren gehören
und / oder deren Erforderlichkeit sich auf An-
forderung Einzelner ergibt.
■ § 5 Berechnung des Kostenersatzes 
und der Gebühren
(1) Soweit im Absatz 4 nichts anderes bestimmt
ist, wird der Kostenersatz nach den Sätzen
des Kostenverzeichnisses sowie nach Zeit-
aufwand, Art und Anzahl des in Anspruch ge-
nommenen Personals, der Fahrzeuge, der
Geräte und Ausrüstungsgegenstände be-
rechnet. Das Kostenverzeichnis ist Bestand-
teil dieser Satzung. Es ist Grundlage für die
Erhebung von Gebühren.
(2) Bei Stundensätzen werden angefangene
Stunden auf die nächste halbe Stunde aufge-
rundet.
(3) Die Kostenerstattungssätze setzen sich, so-
weit nichts anderes bestimmt ist, zusammen
aus:
1. den Personalkosten für die eingesetzten
Angehörigen der Feuerwehr
2. den Stundensätzen für die eingesetzten
Fahrzeuge
3. den Sätzen für die eingesetzten Geräte.
(4) Entstehen der Feuerwehr durch Inan-
spruchnahme von Personal, Fahrzeugen,
Geräten und Ausrüstungsgegenständen be-
sondere Kosten, so sind sie zusätzlich zu den-
jenigen nach Absatz 3 zu erstatten, sofern sie
dort nicht enthalten sind. Kosten für Ersatz-
beschaffung bei Unbrauchbarkeit oder Ver-
lust sind nur zu erstatten, soweit den Zah-
lungspflichtigen ein Verschulden trifft. Für
die bei kostenerstattungspflichtigen Hilfelei-
stungen verbrauchten Materialien, soweit sie
nicht Bestandteil der kalkulierten Pauschal-
sätze sind, werden die jeweiligen Selbstko-
sten zuzüglich eines Verwaltungskostenzu-
schlags von 10 % berechnet.
(5) Aufwendungsersatz und Gebühren werden
nur in dem Umfang vom Kostenschuldner
gefordert, wie Personal und Gerät zum Ein-
satz gekommen sind. Wird mehr Personal
und Gerät am Einsatzort bereitgestellt als
tatsächlich erforderlich und hat der Kosten-
schuldner dies zu vertreten, können auch für
das nicht erforderliche Personal und Gerät
Kosten verlangt werden.
(6) Für Aufwendungen, die durch Hilfeleistun-
gen von benachbarten Kommunen oder
durch Werks- und Betriebsfeuerwehren ent-
stehen, werden unabhängig von dieser Sat-
zung Kosten in der Höhe verlangt, wie sie der
Gemeinde Bannewitz in Rechnung gestellt
werden.
(7) Ersatz der Kosten soll nicht verlangt werden,
soweit dies eine unbillige Härte wäre.
■ § 6 Kostenschuldner
(1) Kostenersatz für Leistungen nach § 3 dieser
Satzung wird
• in den Fällen des § 3 Buchstaben a) und f)
■ Satzung zur Regelung des Kostenersatzes und 
zur Gebührenerhebung für Leistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Bannewitz vom 26. November 2013
Auf der Grundlage von § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2003
(SächsGVBl. S. 55, ber. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2013 (SächsGVBl. S. 158), und Artikel 1 § 69 Abs. 2 und 3 des
Gesetzes zur Neuordnung des Brandschutzes, Rettungsdienstes und Katastrophenschutzes im Freistaat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24. Juni 2004 (SächsGVBl. S. 245), hat der Gemeinderat der Gemeinde Bannewitz in seiner Sitzung am 26. November 2013 folgende Satzung zur









vom Verursacher bzw. Betreiber einer
automatischen Brandmeldeanlage,
• in den Fällen des § 3 Buchstaben b) und
c) vom Halter des Fahrzeuges bzw. Ei-
gentümer, Besitzer oder Betreiber der
Anlage und
• in den Fällen des § 3 Buchstaben d) und
e) vom Veranstalter oder Einrichtungs-
träger verlangt.
(2) Gebühren für Leistungen nach § 4 dieser Sat-
zung werden entsprechend Artikel 1 § 69
Abs. 3 des Gesetzes zur Neuordnung des
Brandschutzes, Rettungsdienstes und Kata-
strophenschutzes im Freistaat Sachsen ver-
langt von:
1. demjenigen, dessen Verhalten die Lei-
stung erforderlich gemacht hat bzw. der 
nach anderen gesetzlichen Regelungen
dafür herangezogen werden kann,
2. dem Eigentümer der Sache, deren Zu-
stand die Leistung erforderlich gemacht
hat, oder von demjenigen, der die
tatsächliche Gewalt über eine solche Sa-
che ausübt,
3. demjenigen, in dessen Interesse der Ein-
satz erfolgt ist.
(3) Mehrere Zahlungspflichtige haften als Ge-
samtschuldner.
■ § 7 Entstehung und Fälligkeit
Der Anspruch auf Kostenersatz bzw. Gebühren
entsteht mit Beendigung der Leistung der Feuer-
wehr und wird mit dem Zugang des Kostenbe-
scheids an den Kostenschuldner fällig.
■ § 8 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung des
Kostenersatzes und zur Gebührenerhebung für
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Ge-
meinde Bannewitz vom 15.12.2005 außer Kraft.
Kostenverzeichnis
1. Personelle Leistungen der Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr je Stunde
1.1 Einsatzkräfte 12,00 EUR
2. Fahrzeugkosten ohne personelle Leistungen je Stunde
2.1 Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeug (HLF 20/16) 129,00 EUR
2.2 Tanklöschfahrzeug (TLF 16/25) 59,00 EUR
2.3 Mehrzweckfahrzeug (MZF) 60,00 EUR
2.4 Dekontaminationsfahrzeug (DekonP) 94,00 EUR
2.5 Löschgruppenfahrzeug (LF 8/6) 66,00 EUR
2.6 Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) 61,00 EUR
2.7 Löschgruppenfahrzeug (LF 16/12) 72,00 EUR
2.8 Mannschaftstransportfahrzeug (MTW) 26,00 EUR
2.9 Mannschaftstransportfahrzeug/Einsatzleitwagen (MTW/ELW 1) 28,00 EUR
3. Kosten für sonstige Tätigkeiten und Materialien der Feuerwehr
3.1 Ölbindemittel, Reinigungsmittel und Entsorgung in Fahrzeugkosten 
derselben zu Tagespreisen enthalten
3.2 Materialien verschiedener Art nach entstandenen Kosten in Fahrzeugkosten 
enthalten
3.3 Materialreinigung und Reparaturen nach Zeitaufwand nach Stundenleistung
bzw. Kostendeckung





3.5 Ersatz bzw. Reinigung von Einsatzbekleidung und Technik, Entsprechend Wieder-
sofern es sich um einsatzbedingten Verlust und keinen beschaffungswert bzw.
üblichen Verschleiß handelt. Reinigungskosten.
3.6 Fahrbahnreinigung nach Unfällen mit wassergefährdeten Entsprechend Kostennote
Stoffen durch einen beauftragten Dritten entsprechend durch Dritten.
dem Merkblatt DWA-M 715.
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen - SächsGemO
Nach § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO gelten Satzun-
gen, die unter Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der SächsGemO zustande ge-
kommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntma-
chung als von Anfang an gültig zustande gekom-
men. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder feh-
lerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzun-
gen, die Genehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52
Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO
genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Be-
schluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschrift gegenüber der Gemein-
de unter Bezeichnung des Sachverhal-
tes, der die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 gel-
tend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf
der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO genannten Frist









■ § 1 Geltungsbereich
(1) Die Gemeinde Bannewitz richtet einen Was-
serwehrdienst ein.
(2) Wasserwehr im Sinne dieser Satzung schließt
alle Maßnahmen ein, zu denen die Gemein-
de nach § 84 SächsWG verpflichtet ist.
(3) Maßnahmen der Wasserwehr sind geboten,
wenn eine Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit vorliegt oder Störungen dieser bereits
eingetreten sind.
■ § 2 Aufgaben des 
Wasserwehrdienstes
(1) Die Gemeinde trifft zur Abwehr von Gefah-
ren durch Hochwasser und Eisgang die erfor-
derlichen personellen, sachlichen und orga-
nisatorischen Maßnahmen (Wasserwehr-
dienst). Sie hält technische Mittel (insbeson-
dere Hochwasser-Materiallager) bereit, klärt
die Bevölkerung über Hochwassergefahren
auf und warnt entsprechend der aktuellen
Alarm- und Einsatzpläne.
(2) Für die in der Verordnung des Sächsischen
Staatsministeriums für Umwelt und Land-
wirtschaft über den Hochwassernachrich-
ten- und Alarmdienst im Freistaat Sachsen
(HWNAV) vom 17. August 2004 (SächsGVBl.
S. 472), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S.
503), genannten Gewässer und den in der
Verwaltungsvorschrift des Sächsischen
Staatsministeriums für Umwelt und Land-
wirtschaft zum Hochwassernachrichten- und
Alarmdienst im Freistaat Sachsen (Hochwas-
sermeldeordnung - VwV HWMO) vom 17. Au-
gust 2004 (SächsABl. SDr. S. 554), zuletzt
geändert durch Verwaltungsvorschrift vom
2. Juli 2012 (SächsABl. S. 858), aufgeführten
Hochwasserpegel sind bei Erreichen der
Richtwasserstände der jeweiligen Alarmstu-
fe oder bei Ausrufung durch die untere Ver-
waltungsbehörde nachfolgende Maßnah-
men und Handlungen auszuführen.
(3) Bei Hochwasser und Eisgang sind folgende
Aufgaben zu erfüllen:
a) Alarmstufe I: Meldedienst
• ständige Analyse der meteorologi-
schen und hydrologischen Lage und
Beurteilung der Entwicklungsten-
denzen;
• Überprüfung des Hochwasseralarm-
und Einsatzplanes;
• Kontrolle der Einsatzfähigkeit der er-
forderlichen Ausrüstung, Technik
und des notwendigen Materials;
b) Alarmstufe II: Kontrolldienst
• tägliche periodische Kontrolle des
Wasserlaufes, der wasserwirtschaftli-
chen Anlagen, der gefährdeten Bau-
werke und der Ausuferungsbereiche;
• Beseitigung von Abflusshindernissen;
c) Alarmstufe III: Wachdienst
• Einrichtung und Besetzung der örtli-
chen Einsatzleitung und Schaffung
spezieller Nachrichtenverbindungen;
• Wachdienst an Gefahrenschwer-
punkten;
• vorbeugende Sicherungsmaßnah-
men an Gefahrenstellen und Beseiti-
gung örtlicher Gefährdungen und
Schäden;
• Auslagerung und Bereitstellung von
Hochwasserbekämpfungsmitteln an
bekannte Gefahrenstellen;
• Anforderung, Vorbereitung und Be-
reitstellung weiterer Kräfte und Mit-
tel zur aktiven Hochwasserabwehr;
d) Alarmstufe IV: Hochwasserabwehr
• umfasst die Bekämpfung bestehen-
der Hochwasser- und Eisgefahren
und weitere Maßnahmen zur Verhü-
tung von Hochwasserkatastrophen
Dies gilt für die sonstigen hochwassergefähr-
deten Gewässer im Gemeindegebiet ent-
sprechend.
(4) Die Gemeindeverwaltung Bannewitz hat für
die Alarmierung und den Einsatz einen
Hochwasseralarm- und Einsatzplan zu erstel-
len und jährlich oder aus konkretem Anlass
fortzuschreiben. Der Plan regelt die Organi-
sation für den Wasserwehrdienst mit folgen-
dem Inhalt:
a) die Beschreibung und Bezeichnung der
Gefährdungsabschnitte;
b) den Verantwortlichen, seinen Stellver-
treter und die zugeteilten Wachen;
c) die Art der Alarmierung;
d) den Bereitstellungsraum für Einsatzkräf-
te und Mittel;
e) die Ablösung und Versorgung;
f) das Verzeichnis der Hochwasserbekämp-
fungsmittel;
g) die Lagerorte der Hochwasserbekämp-
fungsmittel;
h) die Nachrichtenübermittlung;
i) die Information der Betroffenen
(5) Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung, die im
Einsatzfall Aufgaben des Wasserwehrdien-
stes wahrnehmen, nehmen an Fortbildungs-
maßnahmen und an Übungen teil.
■ § 3 Zuständigkeit
(1) Zur Abwehr von Gefahren durch Hochwasser
und Eisgang im Gemeindegebiet ist der Bür-
germeister zuständig. Er ruft den Einsatzfall
für den Wasserwehrdienst aus und bestimmt
den Leiter des Einsatzes. Er kann diese Aufga-
be auf einen Dritten übertragen. Über einge-
leitete Maßnahmen wird die untere Wasser-
behörde umgehend informiert.
(2) Der Leiter des Einsatzes nimmt die Befugnis-
se und Aufgaben der Gemeinde am Einsat-
zort wahr und leitet nach den Weisungen des
Bürgermeisters die Maßnahmen der Wasser-
wehr am Einsatzort.
■ § 4 Verfahren zur Aufstellung 
des Wasserwehrdienstes
(1) Der Bürgermeister kann zu Maßnahmen der
Wasserwehr heranziehen:
a) die Freiwillige Feuerwehr,
b) Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung,
und bei der Erfüllung vordringlicher Auf-
gaben in Notfällen, wenn die eigenen
Mittel der Gemeinde hierfür nicht ausrei-
chen,
c) die Einwohner und
d) die Grundstücksbesitzer und Gewerbe-
treibenden gem. § 10 Abs. 3 SächsGemO. 
Bei der Auswahl der in Absatz 1 Buchstabe c)
bis d) genannten Personen orientiert er sich
an der zur Gefahrenabwehr voraussichtlich
erforderlichen Personalstärke des Wasser-
wehrdienstes. Die vom Hochwasser direkt
Betroffenen sollen vorrangig herangezogen
werden. Die Herangezogenen bilden die
Wasserwehr.
(2) Die zur Dienstleistung im Wasserwehrdienst
heranzuziehenden Personen nach Absatz 1
Buchst. c) und d) sollen einen Bescheid des
Bürgermeisters erhalten, der Folgendes ent-
halten muss:
a) Beginn und Ende der Dienstpflicht,
b) Art der Dienstpflicht i. S. d. § 5 Abs. 1,
c) Versammlungsort im Falle der Alarmie-
rung,
d) die während des Dienstes in der Wasser-
wehr zu beachtenden Pflichten.
Der Bescheid soll für sofort vollziehbar erklärt
werden und außerdem eine Belehrung über
die Folge von Zuwiderhandlungen gegen
die Satzung und den Heranziehungsbe-
scheid sowie eine Rechtsbehelfsbelehrung
enthalten.
(3) Von einem schriftlichen Heranziehungsbe-
scheid kann abgesehen werden, wenn schriftli-
che Benachrichtigungen die rechtzeitige Er-
greifung von Abwehrmaßnahmen verhindern
oder verzögern würden. Der Heranziehungs-
bescheid ist im Nachgang auszureichen.
■ Wasserwehrsatzung der Gemeinde Bannewitz vom 26. November 2013
Auf der Grundlage von § 85 Abs. 1 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S.
503) in Verbindung mit §§ 4 Abs. 1 S. 2, 10 Abs. 4 und 124 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. März 2003 (SächsGVBl. S. 55, ber. 159), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2013 (SächsGVBl. S. 158),









(4) Die Hilfeleistung kann nur verweigern, wer
jünger als 16 Jahre ist oder wer durch sie eine
unzumutbare gesundheitliche Schädigung
befürchten oder übergeordnete Pflichten
verletzen müsste. Jugendliche unter 18 Jah-
ren dürfen zur Hilfeleistung nur außerhalb
der Gefahrenzone herangezogen werden.
(5) Handlungen der nach Absatz 1 zu Maßnah-
men der Wasserwehr Herangezogenen oder
von Personen, die mit Einverständnis der Ge-
meinde unaufgefordert Hilfe leisten, werden
der Gemeinde zugerechnet. Die Hilfe leisten-
den Personen unterstehen für die Dauer und
im Rahmen ihres Einsatzes der Weisungsbe-
fugnis des Bürgermeisters oder der von ihm
beauftragten Person.
■ § 5 Heranziehung / sonstige 
Befugnisse
(1) Die nach § 4 Abs. 1 Buchst. c) und d) herange-
zogenen Personen können verpflichtet wer-
den, mitzuarbeiten (Handdienste) und / oder
Transportleistungen (Spanndienste) zu er-
bringen. Eine Stellvertretung ist zulässig. Bei
Handdiensten kann das Mitbringen von ge-
eigneten Geräten, bei Spanndiensten das Be-
reitstellen von geeigneten Fahrzeugen und
Treibstoffen, verlangt werden.
(2) Für die Inanspruchnahme der Fahrzeuge,
Transportmittel und Gerätschaften leistet die
Gemeinde den Eigentümern und Besitzern
auf Antrag Entschädigung.
(3) Die zur Dienstleistung im Wasserwehrdienst
Herangezogenen nach § 4 Abs. 1 Buchstabe
c) und d) haben Anspruch auf Ersatz ihrer
notwendigen Auslagen und ihres Verdienst-
ausfalls. Für die Dauer ihrer Hilfeleistung ori-
entiert sich die Entschädigungsregelung an
den §§ 7 und 52 ff. des Polizeigesetzes des
Freistaates Sachsen (SächsPolG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. August
1999 (SächsGVBl. S. 466), zuletzt geändert
durch Artikel 20a des Gesetzes vom 27. Janu-
ar 2012 (SächsGVBl. S. 130, ber. 556).
(4) Die Vollstreckung der Heranziehung zu den
Pflichten nach Absatz 1 richtet sich nach dem
Sächsischen Verwaltungsvollstreckungsge-
setz (SächsVwVG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. September 2003
(SächsGVBl. S. 614, ber. 913), zuletzt geän-
dert durch das 2. Gesetz zur Änderung des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 6.
Oktober 2013 (SächsGVBl. S. 802).
(5) Für Schäden an beweglichen und unbeweg-
lichen Gegenständen, die durch Maßnah-
men der Wasserwehr verursacht wurden, lei-
stet die Gemeinde eine angemessene Ent-
schädigung, soweit der Geschädigte nicht
auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag.
Die Gemeinde haftet nicht, soweit der Scha-
den durch Maßnahmen verursacht worden
ist, die zum Schutz der Person, der Hausge-
nossen oder des Vermögens der Geschädig-
ten getroffen worden sind. Ein entgangener
Gewinn wird nicht ersetzt. Die Gemeinde
Bannewitz haftet nicht für unrechtmäßig er-
richtete und bestehende Anlagen.
(6) Wer ein Hochwasserereignis bemerkt, durch
das Menschen oder erhebliche Sachwerte
gefährdet sind, ist verpflichtet, unverzüglich
die Gemeindeverwaltung, die Polizei oder
die Feuerwehr zu benachrichtigen.
■ § 6 Hochwassernachrichtendienst
(1) Die Gemeindeverwaltung gibt die eingehen-
den Hochwasserberichte im betroffenen Ge-
meindegebiet insbesondere an Besitzer ge-
fährdeter Grundstücke, Gebäude und Anla-
gen, an Betreiber von Baustellen und Einrich-
tungen, die für die Abwehr von Gefahren für
die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu-
ständig sind, unverzüglich bekannt (§ 5 Ab-
satz 8 Nr. 2 HWNAV).
(2) Für die Bekanntgabe der Hochwasserstands-
meldungen der Hochwasserpegel stellt die
Gemeindeverwaltung einen Verteilerplan
auf. Dieser wird mit dem Landratsamt und
dem Staatlichen Umweltfachamt abge-
stimmt und fortgeschrieben (§ 5 Absatz 8 Nr.
1 HWNAV).
(3) Die Gemeindeverwaltung hat nach Ver-
pflichtung durch die zuständige Wasser-
behörde sicherzustellen, dass geeignete Per-
sonen als Hochwasserbeobachter zur Verfü-
gung stehen (§ 5 Absatz 8 Nr. 5 HWNAV).
■ § 7 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig 
a) trotz seiner Heranziehung nach § 4 sei-
ner Verpflichtung nach § 5 Abs. 1 nicht
nachkommt;
b) seiner Pflicht nach § 5 Abs. 6 nicht nach-
kommt, unverzüglich die Gemeindever-
waltung zu benachrichtigen.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis 1.000,00 EUR geahndet werden.
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten (OWiG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S.
602), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz
70 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I
S. 3154), ist die Gemeinde Bannewitz.
■ § 8 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft.
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen -
SächsGemO
Nach § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGemO gelten Sat-
zungen, die unter Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der SächsGe-
mO zustande gekommen sind, ein Jahr
nach ihrer Bekanntmachung als von An-
fang an gültig zustande gekommen. Dies
gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht
oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der
Sitzungen, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt
worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach
§ 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetz-
widrigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 Sächs-
GemO genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den
Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens-
oder Formvorschrift gegenüber
der Gemeinde unter Bezeichnung
des Sachverhaltes, der die Verlet-
zung begründen soll, schriftlich
geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder
4 geltend gemacht worden, so kann auch
nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 S. 1 SächsGe-
mO genannten Frist jedermann diese Ver-
letzung geltend machen.
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 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Telefon: 035206-204 0
 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Fax: 035206-204 35
➜ Bürgermeister 
Christoph Fröse  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Telefon: 035206-204 0
➜ Leiter der Hauptverwaltung/Gemeindewehrleiter
Heiko Wersig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Telefon: 035206-204 20
➜ Leiter für Bau und Ordnung
Alf-Markus Kirchner  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Telefon: 035206-204 47
➜ Leiter des Bannewitzer Abwasserbetriebes
Christian Herrmann  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Telefon: 035206-204 10
➜ Leiter des Bauhofes
Daniel Walde  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Telefon: 035206-21488
➜ Leiter der Wasserwehr
Erik Schumann  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Telefon: 0351-4031787
Anlage 1 zur Wasserwehrsatzung der Gemeinde Bannewitz
Wichtige Telefonnummern der Gemeinde Bannewitz für den Brand- und Katastrophenschutz sowie die Wasserwehr
Maßnahmen Verantwortlichkeit
A Freihalten von Durchlässen und Mitarbeiter Bauhof,
Einläufen Bauhofleiter
B Zusätzliche Kontrollen der Pump- Klärwärter,
werke und abwassertechnischen Leiter BAB
Anlagen
C Sicherung der schadlosen Ab- a) Klärwärter,
leitung von Regenwasser aus Leiter BAB
Regenwasserrückhaltebecken b) Mitarbeiter Bau- 
(RRB) hof auf Anforderung 
des Leiters BAB
D Reinigung von Rechen, Gittern Mitarbeiter Bauhof,
und Körben der Straßeneinläufen Bauhofleiter
E Schutz öffentlicher, kommunaler Wasserwehr,
und privater Grundstücke und OFW Cunnersdorf
Gebäude durch Anlegen von a) private Grundstücke 
Gräben, Bau von Dämmen sowie und Gebäude nur auf 
Auspumpen von Räumen Anforderung 
(Gebührenpflicht)!
b) Nachforderung weiterer 
Kräfte, Material und 
Technik durch 
Ortswehrleiter!




1 Possendorfer Bach: A A A, D
Durchlässe von der Unteren 
Bergstraße bis Kreischaer 
Straße
2 Poisenbach: A A A, D
Öffentl. Durchlässe in 
Börnchen/Wilmsdorf und 
im Poisental
3 Geberbach: A+B A+B
Quellbereich Viehweg
4 Namenloser Bach: A+B A, B, D
Durchlass A.-Kalwac Straße / 
Siedlung Poisenblick
5 Einlaufbauwerk: A, D
Eutschützer Mühle im 
Parkplatzbereich
6 Einlaufbauwerk: A, D
Brücke Eutschützer Straße 
7 Nöthnitzer Straße: A, D
Oberflächenwasser Feldfläche 
und Durchlass
8 Einlaufbauwerk: A, D
Rosentitzer Straße und 
Durchlässe
Anlage 2 zur Wasserwehrsatzung der Gemeinde Bannewitz
Hochwasserabwehrplan (Zu sichernde Gewässer, wasserwirtschaftliche Anlagen und sonstige Gefahrenstellen)
1. Gefährdungsgrad bei Starkniederschlägen:
1. Lang andauernde Regenereignisse (bis 50 l/m2)
2. Stark- bzw. Gewitterregen mit hoher Intensität (bis 50 l/m2)
3. Langanhaltende und Starkniederschläge (über 50l/m2)









9 RW  Kaskade: E
Winckelmannstraße
10 Einlaufbauwerk: A, D
Gaustritz, Gebergrundblick und 
Durchlässe Babisnauer Weg 
und Verbindungsstraße nach 
Golberode
11 Einlaufbauwerk: A A A, D
Boderitz Schachtstraße und 
Teichplatz
12 Regenrückhaltemulde A A A, D
Cunnersdorf hinter 
Thomas-Müntzer Straße
13 Einlaufbauwerk: A A, D
Cunnersdorfer Straße/Ecke 
Kaitzer Straße
14 Einlaufbauwerk: A A, D
Bannewitz, Goldener 
Höhenweg
15 Einlaufbauwerk: A A A, D
A. Bebel-Straße und Durchlass 
am Badweg
16 Einläufe: A, D
Graben, alter Sportplatz 
Possendorf
17 Namenloser Teich: E
Amselgrund/Poisentalstraße
18 Poisenteiche: E
Poisenwald/ Im Rahmen von 
Amtshilfe
19 Durchlässe: A, D
Golberoder Straße und 
Golberoder Mühle
20 Durchlass: A, D
Amselgrund nach Teich
21 Durchlässe: A, D
Zulauf Possendorfer Bach, 
Gitter hinter Siemons 
Wiese 9a u.Durchlass am 
Biotop   
Wasserwirtschaftliche Anlagen
1 RRB Possendorfer Bach/ A A A, D
Untere Bergstraße
2 RRB B. Philipp Str. B B B, C
3 RRB Wohngebiet Goldene B, C
Höhe
4 RRB Heideberg und B B, C
SW-Pumpwerk
5 RRB im Eutschützgrund B B, C
6 PW und RÜB  KA Eichleite B B B
7 PW und RÜB Wilmsdorf, 
Poisentalstraße B B
8 RÜB und RRB, Rippien, 
Possendorfer Straße B, C
9 RÜB und RRB, Rippien, 
Hornschänkenweg B, C
10 Staukanal WG Südhang
Rippiener Straße B B
11 KKA Oberpoisen B
12 KA Cunnersdorf B B B
13 RRB Gaustritz, 
Gebergrundblick B, C
14 RRB Wohngebiet 
Nöthnitzer Hang B, C




17 RRB OBI/REAL B, C
18 RRB Hengstberg B, C
19 RRB Carl-Bantzer Straße B, C
20 RRB Wilhelm-Ritter-Straße B, C
21 RRB WG Käferberg B B, C
22 RRB Querweg (WG 93/1) B B, C
23 PW Rosenweg B B B
24 PW Eutschützer Mühle B B B
25 PW Goppeln B B
26 PW Horkenstraße B B
27 PW Boderitzer Straße B B
28 PW Winckelmannstraße B
29 KA Zum Marktsteig und RRB B, C
30 KKA Winckelmannstraße B
31 PW Rosentitzer Straße B
32 PW Welschhufer Straße B
33 PW Stadtweg B
34 PW Pulverweg B
35 PW Siedlung / Wilmsdorf B
36 PW Talstraße B
Sonstige Gefahrenstellen
1 Boderitzer Grundstücke: 
Am Teichplatz / Cunnersdorfer 
Straße A A A, D
2 Boderitzer Straße von OBl bis 
Boderitz A A A, D
3 Ablauf RRB Goppeln
Spielplatz im Wohngebiet A A, D
4 Graben von Oberen Berg-
straße (500erKuhstall), 
Kreischaer Straße/Brösgener 
Weg, Zufahrt zum Klärwerk A A A, D
5 Geberbach Durchlass Possen-









1. Teil  -  Allgemeines
■ § 1 Öffentliche Einrichtung
(1) Die Gemeinde Bannewitz (im Folgenden: Ge-
meinde) betreibt die Beseitigung des in
ihrem Gebiet anfallenden Abwassers als eine
einheitliche öffentliche Einrichtung (aufga-
benbezogene Einheitseinrichtung).
(2) Als angefallen gilt Abwasser, das 
– über eine Grundstücksentwässerungs-
anlage in die öffentlichen Abwasseranla-
gen gelangt oder
– in abflusslosen Gruben oder Kleinkläran-
lagen gesammelt wird oder
– zu einer öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlage gebracht wird.
(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweite-
rung oder Änderung der öffentlichen Abwas-
seranlagen besteht nicht.
■ § 2 Begriffsbestimmungen
(1) Abwasser ist das durch Gebrauch in seinen
Eigenschaften veränderte Wasser (Schmutz-
wasser), das aus dem Bereich von bebauten
oder künstlich befestigten Flächen ab-
fließende und gesammelte Wasser aus Nie-
derschlägen (Niederschlagswasser) sowie
das sonstige in öffentliche Abwasseranlagen
mit Schmutzwasser oder Niederschlagswas-
ser fließende Wasser.
(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den
Zweck, das im Gemeindegebiet angefallene
Abwasser zu sammeln, den Abwasserbe-
handlungsanlagen zuzuleiten und zu reini-
gen. Öffentliche Abwasseranlagen sind ins-
besondere die öffentlichen Kanäle, Stau-
raumkanäle, Regenrückhaltebecken, Re-
genüberlauf- und Regenklärbecken, Abwas-
serpumpwerke und Klärwerke sowie offene
und geschlossene Gräben, soweit sie der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung dienen. Zu
den öffentlichen Abwasseranlagen gehören
auch die Grundstücksanschlüsse im Bereich
der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen
bis zur Grundstücksgrenze (Anschlusskanäle
im Sinne von § 11).
(3) Private Grundstücksentwässerungsanlagen
sind alle Anlagen, die der Sammlung, Be-
handlung, Prüfung und Ableitung des Ab-
wassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage
dienen. Dazu gehören insbesondere Leitun-
gen, die im Erdreich oder Fundamentbereich
verlegt sind und das Abwasser dem An-
schlusskanal zuführen (Grundleitungen) so-
wie Prüfschächte, Hebeanlagen, abflusslose
Gruben und Kleinkläranlagen.
(4) Grundstücke, die über eine Kleinkläranlage,
für die eine leitungsgebundene Anschlus-
smöglichkeit an ein zentrales Klärwerk nicht
besteht oder über eine abflusslose Grube,
die entleert und abgefahren wird, entsorgt
werden, gelten als dezentral entsorgt. Die
nicht unter Satz 1 fallenden, entsorgten
Grundstücke gelten als zentral entsorgt.
2. Teil  -  Anschluss und Benutzung
■ § 3 Berechtigung und Verpflichtung 
zum Anschluss und zur Benutzung
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf de-
nen Abwasser anfällt, sind nach näherer Be-
stimmung dieser Satzung berechtigt und
verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentli-
chen Abwasseranlagen anzuschließen, diese
zu benutzen und das gesamte auf den
Grundstücken anfallende Abwasser der Ge-
meinde im Rahmen des § 50 Abs. 2 bis 7
SächsWG zu überlassen, soweit die Gemein-
de zur Abwasserbeseitigung verpflichtet ist
(Anschluss- und Benutzungszwang). Der Erb-
bauberechtigte oder sonst dinglich zur bauli-
chen Nutzung des Grundstücks Berechtigte
tritt an die Stelle des Eigentümers.
(2) Die Benutzungs- und Überlassungspflicht
nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nut-
zung eines Grundstücks oder einer Woh-
nung berechtigten Personen.
(3) Grundstücke sind, wenn sie mit einer bauli-
chen Anlage versehen werden, anzusch-
ließen, sobald die für sie bestimmten öffentli-
chen Abwasseranlagen betriebsfertig herge-
stellt sind. Wird die öffentliche Abwasseran-
lage erst nach Errichtung einer baulichen An-
lage hergestellt, so ist das Grundstück inner-
halb von sechs Monaten nach der betriebs-
fertigen Herstellung anzuschließen.
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen,
wenn der Anschluss im Interesse der öffentli-
chen Gesundheitspflege, des Verkehrs oder
aus anderen Gründen des öffentlichen Wohls
geboten ist.
(5) Abwasser, das auf Grundstücken anfällt, die
nicht an die öffentlichen Abwasseranlagen
angeschlossen sind, hat der nach den Absät-
zen 1 und 2 Verpflichtete der Gemeinde oder
dem von ihr beauftragten Unternehmer zu
überlassen (Benutzungszwang). Dies gilt nicht
für Niederschlagswasser, soweit dieses auf an-
dere Weise ordnungsgemäß beseitigt wird.
(6) Bei Grundstücken, die nach dem Abwasser-
beseitigungskonzept der Gemeinde nicht
oder noch nicht an einen öffentlichen Ab-
wasserkanal angeschlossen werden können,
kann der Grundstückseigentümer oder der
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete den
Anschluss seines Grundstücks verlangen,
wenn er den für den Bau des öffentlichen Ka-
nals entstehenden Aufwand übernimmt und
auf Verlangen angemessene Sicherheit lei-
stet. Einzelheiten, insbesondere die Frage,
wer den Unterhaltungs- und Erneuerungs-
aufwand trägt, werden durch einen öffent-
lich-rechtlichen Vertrag geregelt.
■ § 4 Anschlussstelle, 
vorläufiger Anschluss
(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an
die nächstliegende öffentliche Abwasseran-
lage technisch unzweckmäßig oder die Ab-
leitung des Abwassers über diesen Anschluss
für die öffentliche Abwasseranlage nachtei-
lig wäre, kann die Gemeinde verlangen oder
gestatten, dass das Grundstück an eine ande-
re öffentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen wird.
(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentli-
che Abwasseranlage noch nicht erstellt, kann
die Gemeinde den vorläufigen Anschluss an
eine andere öffentliche Abwasseranlage ge-
statten oder verlangen.
■ § 5 Befreiungen vom 
Anschluss- und Benutzungszwang
Von der Verpflichtung zum Anschluss an die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung und von der Ver-
pflichtung zur Benutzung deren Einrichtungen
können die nach § 3 Abs. 1, 2 und 5 Verpflichte-
ten auf Antrag insoweit und solange befreit wer-
den, als ihnen der Anschluss oder die Benutzung
wegen ihres, die öffentlichen Belange überwie-
genden, privaten Interesses an der eigenen Be-
seitigung des Abwassers nicht zugemutet wer-
■ Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung der Gemeinde Bannewitz
vom 26. November 2013 – Abwassersatzung – AbwS-
Aufgrund von §  50 Abs. 1 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) in der Fassung des Art. 1 des Gesetzes zur Änderung wasserrechtlicher Vor-
schriften vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. Seite 503) und der §§ 4, 14 und 124 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. März 2003 (SächsGVBl. Seite 55; ber. SächsGVBl. 2003, Seite 159), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Än-
derung kommunalrechtlicher Vorschriften im Freistaat Sachsen vom 28. März 2013 (SächsGVBl. Seite 158) in Verbindung mit den §§ 2, 9, 17 und 33 des
Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 2004 (SächsGVBl. Seite 418; ber.
SächsGVBl. 2005, Seite 306), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 18. Oktober 2012 (SächsGVBl. Seite 562, 566) hat der Gemeinderat der Ge-









den kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich
unbedenklich ist.
■ § 6 Allgemeine Ausschlüsse
(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung
sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die
Reinigungswirkung der Klärwerke, den Be-
trieb der Schlammbehandlungsanlagen, die
Schlammbeseitigung oder die Schlammver-
wertung beeinträchtigen, das Material der
öffentlichen Abwasseranlagen und Trans-
portfahrzeuge angreifen, ihren Betrieb, ihre
Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung be-
hindern, erschweren oder gefährden kön-
nen, oder die den in öffentlichen Abwasser-
anlagen arbeitenden Personen oder dem
Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für
Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe.
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:
1. Stoffe – auch in zerkleinertem Zustand –,
die zu Ablagerungen oder Verstopfun-
gen in den öffentlichen Abwasseranla-
gen führen können (z. B. Kehricht, Schutt,
Mist, Sand, Küchenabfälle, Asche, Zell-
stoffe, Textilien, Schlachtabfälle, Tierkör-
per, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Tre-
ster, hefehaltige Rückstände, Schlamm,
Haut- und Lederabfälle, Glas und Kunst-
stoffe),
2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett-
oder ölhaltige Stoffe (z. B. Benzin, Karbid,
Phenole, Öle und dgl.), Säuren, Laugen,
Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln
oder vergleichbaren Chemikalien, Blut,
mit Krankheitskeimen behaftete Stoffe
und radioaktive Stoffe,
3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltun-
gen, Silosickersaft und Molke,
4. faulendes und sonst übel riechendes Ab-
wasser (z. B. Überläufe aus Abortgruben
und milchsaure Konzentrate, Krautwas-
ser),
5. Abwasser, das schädliche oder belästi-
gende Gase oder Dämpfe verbreiten
kann,
6. farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Ent-
färbung im Klärwerk nicht gewährleistet
ist,
7. Abwasser, das einem wasserrechtlichen
Bescheid nicht entspricht,
8. Abwasser, dessen chemische und physi-
kalische Eigenschaften Werte aufweist,
die über den allgemeinen Richtwerten
für die wichtigsten Beschaffenheitskrite-
rien der Anlage I des Merkblattes DWA-M
115/2 der Deutschen Vereinigung für
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall
e.V. (DWA) in der jeweils gültigen Fas-
sung liegen.
(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall weiterge-
hende Anforderungen stellen, wenn dies für
den Betrieb der öffentlichen Abwasseranla-
ge erforderlich ist.
(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen
von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3
zulassen, wenn öffentliche Belange nicht
entgegenstehen, die Versagung der Ausnah-
me im Einzelfall eine unbillige Härte bedeu-
ten würde und der Antragsteller evtl. entste-
hende Mehrkosten übernimmt.
(5) § 50 Abs. 3 bis 5  SächsWG bleibt unberührt.
■ § 7 Einleitungsbeschränkungen
(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung
von Abwasser von einer Vorbehandlung, Dros-
selung oder Speicherung abhängig machen,
wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies
insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der
öffentlichen Abwasseranlagen oder auf sonsti-
ge öffentliche Belange erfordert.
(2) Abwasser darf durch den Grundstücksei-
gentümer oder den sonstigen nach § 3 Abs. 1
und 2 Verpflichteten nur dann in öffentliche
Abwasseranlagen, die nicht an ein öffentli-
ches Klärwerk angeschlossen sind, eingelei-
tet werden, wenn dieses zuvor ausreichend
und dem Stand der Technik entsprechend
behandelt worden ist. Für vorhandene Einlei-
tungen kann die Gemeinde die Einhaltung
von bestimmten Einleitwerten festlegen und
für die Erfüllung dieser Pflichten bestimmte
Fristen setzen, um eine Begrenzung der kom-
munalen Einleitwerte nach dem Stand der
Technik gemäß Satz 1 in den durch die Ge-
meinde festgelegten Zeiträumen sicherzu-
stellen. Erfüllt der Grundstückseigentümer
oder sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
tete die Festlegungen innerhalb der gesetz-
ten Frist nicht, kann die Gemeinde ihn von
der Einleitung ausschließen. § 54 Abs. 1
bleibt unberührt.
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseiti-
gungspflicht nicht unterliegt und von sonsti-
gem Wasser bedarf der schriftlichen Geneh-
migung der Gemeinde. 
■ § 8 Selbstüberwachung und Wartung
(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass auf Ko-
sten des Grundstückseigentümers oder des
sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichte-
ten Vorrichtungen zur Messung und Regi-
strierung der Abflüsse und der Beschaffen-
heit der Abwässer zur Bestimmung der
Schadstofffracht in die private Grundstücks-
entwässerungsanlage eingebaut oder an
sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück
angebracht, betrieben und in ordnungs-
gemäßem Zustand gehalten werden.
(2) Die Selbstüberwachung und Wartung einer
Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen Gru-
be hat den Anforderungen der Verordnung
des Sächsischen Staatsministeriums für Um-
welt und Landwirtschaft zu den Anforderun-
gen an Kleinkläranlagen und abflusslosen
Gruben, über deren Selbstüberwachung und
Wartung sowie deren Überwachung (Klein-
kläranlagenverordnung) in der jeweils gel-
tenden Fassung zu genügen. Die Wartung ei-
ner Kleinkläranlage ist durch den Hersteller
oder einen Fachbetrieb (Fachkundigen
gemäß Bauartzulassung) auszuführen. Das
Betriebsbuch einer Kleinkläranlage bzw. ei-
ner abflusslosen Grube ist nach deren end-
gültiger Stilllegung bis zum Ende des 5. fol-
genden Kalenderjahres aufzubewahren. Im
Falle eines Rechtsstreits ist das Betriebsbuch
bis zum Ablauf des Jahres nach dessen
rechtskräftigem Abschluss aufzubewahren.
(3) Die Gemeinde kann – soweit Absatz 2 nicht
zur Anwendung kommt – in entsprechender
Anwendung der Vorschriften der Verord-
nung des Sächsischen Staatsministeriums für
Umwelt und Landesentwicklung über Art
und Häufigkeit der Eigenkontrolle von Ab-
wasseranlagen und Abwassereinleitungen
(Eigenkontrollverordnung) in der jeweils gel-
tenden Fassung auch verlangen, dass eine
Person bestimmt wird, die für die Bedienung
der Anlage und für die Führung des Betriebs-
tagebuches verantwortlich ist. Das Betriebs-
tagebuch ist mindestens fünf Jahre lang,
vom Datum der letzten Eintragung oder des
letzten Beleges an gerechnet, aufzubewah-
ren und der Gemeinde auf Verlangen vorzu-
legen. Im Falle eines Rechtsstreits ist das Be-
triebstagebuch bis zum Ablauf eines Jahres
nach dessen rechtskräftigen Abschluss auf-
zubewahren. 
■ § 9 Abwasseruntersuchungen
(1) Die Gemeinde kann bei Bedarf Abwasserun-
tersuchungen vornehmen. Sie bestimmt, in
welchen Abständen die Proben zu entneh-
men sind, durch wen die Proben zu entneh-
men sind und wer sie untersucht. Für das Zu-
trittsrecht gilt § 18 Abs. 2 entsprechend.
(2) Die Kosten einer Abwasseruntersuchung
trägt der Verpflichtete, wenn 
1. die Ermittlungen ergeben, dass Vor-
schriften oder auferlegte Verpflichtun-
gen nicht erfüllt worden sind oder
2. wegen der besonderen Verhältnisse eine
ständige Überwachung geboten ist.
(3) Wenn bei einer Untersuchung des Abwas-
sers Mängel festgestellt werden, hat der
Grundstückseigentümer oder der sonstige
nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete diese un-
verzüglich zu beseitigen.
■ § 10 Grundstücksbenutzung
Die Grundstückseigentümer und sonstige nach §
3 Abs. 1 Verpflichtete sind im Rahmen der Vor-
schrift des § 93 WHG i.V.m. § 95 SächsWG ver-
pflichtet, für Zwecke der öffentlichen Abwasser-
beseitigung das Verlegen von Kanälen einschließ-
lich Zubehör zur Ab- und Fortleitung gegen Ent-
schädigung zu dulden. Sie haben insbesondere
den Anschluss anderer Grundstücke an die An-
schlusskanäle zu ihren Grundstücken zu dulden.
3. Teil  -  Anschlusskanäle und 
private Grundstücksentwässerungsanlagen
■ § 11 Anschlusskanäle









von der Gemeinde hergestellt, unterhalten,
erneuert, geändert, abgetrennt und besei-
tigt.
(2) Art, Zahl und Lage der Anschlusskanäle so-
wie deren Änderung werden nach Anhörung
des Grundstückseigentümers oder sonstiger
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter und unter Wah-
rung ihrer berechtigten Interessen von der
Gemeinde bestimmt.
(3) Die Gemeinde stellt die für den erstmaligen
Anschluss eines Grundstückes notwendigen
Anschlusskanäle bereit. Der Anschlusskanal
wird bis zu einem Meter hinter die Grund-
stücksgrenze geführt. Jedes Grundstück er-
hält mindestens einen Anschlusskanal. Wer-
den Grundstücke im Trennsystem entwäs-
sert, gelten die Schmutzwasser- und Regen-
wasseranschlusskanäle als Anschlusskanal in
diesem Sinne.
(4) In besonders begründeten Fällen (insbeson-
dere bei Sammelgaragen, Reihenhäusern,
Grundstücksteilung nach Verlegung des An-
schlusskanals) kann die Gemeinde den An-
schluss mehrerer Grundstücke über einen
gemeinsamen Anschlusskanal vorschreiben
oder auf Antrag zulassen. 
(5) Die Kosten der für den erstmaligen Anschluss
eines Grundstücks notwendigen Anschlus-
skanäle (Absätze 3 und 4) sind durch den
Grundstückseigentümer oder die sonstigen
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten über folgende
Pauschalen zu ersetzen:
Für Anschlusskanäle:
1. die im Zusammenhang mit dem Bau, der
Auswechslung oder grundhaften Er-
neuerung eines Schmutzwasserkanals
hergestellt werden:
- für eine Anschlusslänge bis 5,0 m
1.280,00 Euro
- für jeden weiteren angefangenen
laufenden Meter 155,00 Euro
2. deren Herstellung nachträglich an einen
vorhandenen Schmutzwasserkanal er-
folgt:
- für eine Anschlusslänge bis 5,0 m
2.600,00 Euro
- für jeden weiteren angefangenen 
laufenden Meter 500,00 Euro
3. die im Zusammenhang mit dem Bau, der
Auswechslung oder grundhaften Er-
neuerung eines Regenwasserkanals her-
gestellt werden:
- für eine Anschlusslänge bis 5,0 m
1.280,00 Euro
- für jeden weiteren angefangenen
laufenden Meter 155,00 Euro
4. deren Herstellung nachträglich an einen
vorhandenen Regenwasserkanal erfolgt:
- für eine Anschlusslänge bis 5,0 m
2.600,00 Euro
- für jeden weiteren angefangenen 
laufenden Meter 500,00 Euro
Für die Kostenerstattung wird entsprechend §
33 Abs. 1 Satz 5 SächsKAG bestimmt, dass Ab-
wasserkanäle, die nicht in der Straßenmitte ver-
laufen, als in der Straßenmitte verlaufend gel-
ten. § 11 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.
(6) Der Kostenersatz wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Abgabenbescheids fällig.
■ § 12 Sonstige Anschlüsse, 
Aufwandsersatz
(1) Die Gemeinde kann auf Antrag des Grund-
stückseigentümers oder sonstiger nach § 3
Abs. 1 Verpflichteten weitere, sowie vorläufi-
ge oder vorübergehende Anschlusskanäle
herstellen. Als weitere Anschlusskanäle gel-
ten auch Anschlusskanäle für Grundstücke,
die nach Entstehen der erstmaligen Beitrags-
pflicht (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) oder Festset-
zung der Kosten für den ersten Anschluss
neu gebildet werden.
(2) Den tatsächlich entstandenen Aufwand für
die Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung,
Veränderung und Beseitigung der in Absatz
1 genannten Anschlusskanäle trägt derjeni-
ge, der im Zeitpunkt der Herstellung des An-
schlusskanals, im Übrigen im Zeitpunkt der
Beendigung der Maßnahme Grundstücksei-
gentümer oder sonstiger nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteter ist, soweit die Herstellung oder
die Maßnahmen von ihm zu vertreten sind
oder ihm dadurch Vorteile zuwachsen.
(3) Der Anspruch auf Ersatz des Aufwands ent-
steht mit der Herstellung des Anschlusska-
nals, im Übrigen mit der Beendigung der
Maßnahme.
(4) Der Aufwandsersatz wird einen Monat nach
Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig.
■ § 13 Genehmigungen
(1) Der schriftlichen Genehmigung der Gemein-
de bedürfen:
1. die Herstellung der privaten Grundstück-
sentwässerungsanlagen, deren An-
schluss sowie deren Änderung,
2. die Benutzung der öffentlichen Abwas-
seranlagen sowie die Änderung der Be-
nutzung.
Bei vorübergehenden oder vorläufigen An-
schlüssen wird die Genehmigung widerruf-
lich oder befristet ausgesprochen.
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der
mittelbare Anschluss (z. B. über bestehende
private Grundstücksentwässerungsanlagen)
gleich.
(3) Für die den Anträgen beizufügenden Unter-
lagen gelten die Vorschriften des Teiles 1 Ab-
schnitt 1 der Verordnung des Sächsischen
Staatsministeriums des Innern zur Durch-
führung der Sächsischen Bauordnung
(SächsBO-DurchführVO) in der jeweils gel-
tenden Fassung sinngemäß. Die zur Anferti-
gung der Pläne erforderlichen Angaben
(Höhenlage des Kanals, Lage der Anschluss-
stelle und Höhenfestpunkte) sind bei der Ge-
meinde einzuholen.




(§ 2 Abs. 3) sind nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten und den allgemein anerkannten Regeln der
Technik herzustellen und zu betreiben. Allge-
mein anerkannte Regeln der Technik sind insbe-
sondere die technischen Bestimmungen für den
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von Ab-
wasseranlagen.
■ § 15 Herstellung, Änderung und 
Unterhaltung der privaten 
Grundstücksentwässerungs-
anlagen
(1) Die privaten Grundstücksentwässerungsan-
lagen (§ 2 Abs. 3) sind vom Grundstücksei-
gentümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs.
1 Verpflichteten auf seine Kosten herzustel-
len, zu unterhalten und nach Bedarf gründ-
lich zu reinigen.
(2) Die Gemeinde ist im technisch erforderlichen
Umfang befugt, mit dem Bau der Anschlus-
skanäle einen Teil der privaten Grundstücks-
entwässerungsanlagen, einschließlich der
Prüf-, Kontroll- und Übergabeschächte mit
den gemäß § 8 Abs. 1 erforderlichen Mes-
seinrichtungen, herzustellen und zu erneu-
ern. Der Aufwand ist der Gemeinde vom
Grundstückseigentümer oder dem sonsti-
gen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu erset-
zen. § 12 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend.
(3) Der Grundstückseigentümer oder der sonsti-
ge nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete hat die Ver-
bindung der privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlagen mit den öffentlichen Abwas-
seranlagen im Einvernehmen mit der Ge-
meinde herzustellen. Grundleitungen sind in
der Regel mit mindestens 150 mm Nennwei-
te auszuführen. Der letzte Schacht mit offe-
nem Gerinne ist so nahe wie technisch mög-
lich an die öffentliche Abwasseranlage zu
setzen; er muss stets zugänglich und bis auf
Rückstauebene (§ 17) wasserdicht ausge-
führt sein.
(4) Bestehende private Grundstücksentwässe-
rungsanlagen sind vom Grundstücksei-
gentümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs.
1 Verpflichteten auf seine Kosten zu ändern,
wenn Menge oder Art des Abwassers dies
notwendig machen.
(5) Änderungen an einer Grundstücksentwässe-
rungsanlage, die infolge einer nicht vom
Grundstückseigentümer oder dem sonsti-
gen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu vertre-
tenden Änderung der öffentlichen Abwas-
seranlagen notwendig werden, führt die Ge-
meinde auf ihre Kosten aus, sofern nichts an-
deres bestimmt ist. Dies gilt nicht, wenn die
Änderung oder Stilllegung der privaten
Grundstücksentwässerungsanlagen dem
erstmaligen leitungsgebundenen Anschluss
an die öffentliche Abwasseranlage dient
oder für Grundstücke, die einen erstmaligen
Anschluss an die zentrale Abwasserentsor-
gung erhalten. 
(6) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage









setzt, so kann die Gemeinde den Anschlus-
skanal verschließen oder beseitigen. Der Auf-
wand ist vom Grundstückseigentümer oder
dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten
zu ersetzen. § 12 Abs. 3 und 4 gelten entspre-
chend. Die Gemeinde kann die Ausführung
der in Satz 1 genannten Maßnahmen auf den
Grundstückseigentümer oder den sonstigen
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten übertragen.
■ § 16 Abscheider, Hebeanlagen, 
Pumpen, Zerkleinerungsgeräte, 
Toiletten mit Wasserspülung
(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leicht-
flüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie
Öle oder Ölrückstände in das Abwasser ge-
langen können, sind Vorrichtungen zur Ab-
scheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser
(Abscheider mit dazugehörenden Schlamm-
fängen) einzubauen, zu betreiben, zu unter-
halten und zu erneuern. Die Abscheider mit
den dazugehörenden Schlammfängen sind
vom Grundstückseigentümer oder den son-
stigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten in
regelmäßigen Zeitabständen, darüber hin-
aus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu
reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist er der
Gemeinde schadenersatzpflichtig. Für die
Beseitigung der anfallenden Stoffe gelten
die Vorschriften über die Abfallentsorgung.
(2) Die Gemeinde kann vom Grundstücksei-
gentümer und dem sonstigen nach § 3 Abs. 1
Verpflichteten im Einzelfall den Einbau und
den Betrieb einer Abwasserhebeanlage ver-
langen, wenn dies für die Ableitung des Ab-
wassers notwendig ist; dasselbe gilt für Pum-
panlagen bei Grundstücken, die an Abwas-
serdruckleitungen angeschlossen werden.
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle,
Müll, Papier und dergl. dürfen nicht an priva-
te Grundstücksentwässerungsanlagen ange-
schlossen werden.
(4) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Ab-
wasserbeseitigung mit zentraler Abwasser-
reinigung angeschlossen sind, sind in Ge-
bäuden mit Aufenthaltsräumen nur Toiletten
mit Wasserspülung zulässig. 
(5) § 14 gilt entsprechend.
■ § 17 Sicherung gegen Rückstau
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der privaten
Grundstücksentwässerungsanlagen, z. B. Toilet-
ten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Ausgüs-
se, Spülen, Waschbecken und dergl., die tiefer als
die Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der
Grundstücksentwässerung (Rückstauebene) lie-
gen, müssen vom Grundstückseigentümer oder
dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf
seine Kosten gegen Rückstau gesichert werden.
Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer oder
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete für rück-
staufreien Abfluss des Abwassers zu sorgen. § 15
Abs. 5 gilt entsprechend.




(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf
erst nach Abnahme durch die Gemeinde in
Betrieb genommen werden. Die Abnahme
der Grundstücksentwässerungsanlage be-
freit den Bauherrn, den Planverfasser, den
Bauleiter und den ausführenden Unterneh-
mer nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Aus-
führung der Arbeiten.
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die privaten
Grundstücksentwässerungsanlagen zu prü-
fen. Den mit der Überwachung der Anlagen
beauftragten Personen ist zu allen Teilen der
privaten Grundstücksentwässerungsanla-
gen Zutritt zu gewähren. Sie dürfen Woh-
nungen nur mit Einwilligung des Berechtig-
ten, Betriebs- und Geschäftsräume ohne Ein-
willigung nur in den Zeiten betreten, in de-
nen sie normalerweise für die jeweilige ge-
schäftliche oder betriebliche Nutzung offen
stehen. Grundstückseigentümer und die
sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichte-
ten sind verpflichtet, die Ermittlungen und
Prüfungen nach den Sätzen 1 und 2 zu dul-
den und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den
zur Prüfung des Abwassers notwendigen
Einblick in die Betriebsvorgänge zu ge-
währen und die sonst erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.
(3) Werden bei der Prüfung der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen Mängel fest-
gestellt, hat sie der Grundstückseigentümer
oder die sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
teten unverzüglich auf eigene Kosten zu be-
seitigen.
■ § 19 Dezentrale Abwasseranlagen
(1) Die Entsorgung des Schlammes aus Klein-
kläranlagen mit biologischer Reinigungsstu-
fe und des Inhalts abflussloser Gruben er-
folgt bedarfsgerecht, für alle anderen Anla-
gen und in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4
erfolgt sie regelmäßig oder nach Bedarf. 
(2) Die bedarfsgerechte oder regelmäßige Ent-
sorgung erfolgt zu dem von der Gemeinde für
jede Kleinkläranlage und abflusslosen Grube
unter Berücksichtigung der Herstellerhinwei-
se, der DIN 4261 Teil 1 in der jeweils geltenden
Ausgabe bzw. der DIN EN 12566 Teil 1 in der
jeweils geltenden Ausgabe sowie den Bestim-
mungen der allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassung festgelegten Zeitpunkt oder min-
destens in den in der wasserrechtlichen Ent-
scheidung festgelegten Abständen. Die DIN
und DIN EN-Normen sind im Beuth Verlag
GmbH, Berlin, erschienen und beim Deut-
schen Patent- und Markenamt in München ar-
chivmäßig gesichert niedergelegt. Die Ge-
meinde oder der Beauftragte geben die Ent-
sorgungstermine bekannt, die Bekanntgabe
kann öffentlich erfolgen. 
(3) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Fä-
kalschlammentsorgung ist, dass der Grund-
stückseigentümer oder der sonstige nach § 3
Abs. 1 und 2 Verpflichtete regelmäßig eine
fachgerechte Schlammspiegelmessung
durchführen lässt und der Gemeinde den et-
waigen Bedarf für eine Entleerung unverzüg-
lich anzeigt. Erfolgt anlässlich der Wartung
einer Kleinkläranlage eine Schlammspiegel-
messung, so ist das Messprotokoll der Ge-
meinde unverzüglich zuzusenden; Abs. 8 lit.
a) bleibt unberührt. Die Anzeige hat für ab-
flusslose Gruben spätestens dann zu erfol-
gen, wenn diese bis auf 50 cm unter Zulauf
angefüllt sind. Wird keine Schlammspiegel-
messung durchgeführt oder werden die Er-
gebnisse der Messungen nicht rechtzeitig
nach Satz 1 bis 3 der Gemeinde mitgeteilt, so
erfolgt eine regelmäßige Entsorgung.
(4) Die Gemeinde kann die dezentralen Abwas-
seranlagen auch zwischen den nach Absatz 1
und 2 festgelegten Terminen und ohne An-
zeige nach Absatz 3 entsorgen, wenn aus
Gründen der Wasserwirtschaft ein sofortiges
Leeren erforderlich ist. 
(5) Der Grundstückseigentümer oder der sonsti-
ge nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete ist
dafür verantwortlich, dass die dezentralen
Abwasseranlagen jederzeit zum Zwecke des
Abfahrens des Abwassers zugänglich sind
und sich der Zugang in einem verkehrssiche-
ren Zustand befindet.
(6) Zur Entsorgung der dezentralen Abwasser-
anlagen und zur Überwachung nach Absät-
zen 7 und 8 ist den Beauftragten der Gemein-
de ungehindert Zutritt zu allen Teilen der
Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben
zu gewähren.
(7) Die Überwachung der Selbstüberwachung
und Wartung der Kleinkläranlagen und ab-
flusslosen Gruben erfolgt auf Grundlage der
Kleinkläranlagenverordnung. Durch die Ge-
meinde festgestellte und gegenüber dem
Grundstückseigentümer oder dem sonsti-
gen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten be-
anstandete Mängel sind von diesem inner-
halb der gesetzten Frist zu beheben; die Ge-
meinde ist hierüber unverzüglich schriftlich
in Kenntnis zu setzen. 
(8) Die Überwachung der Selbstüberwachung
im Sinne des Absatzes 7 Satz 1 wird wie folgt
durchgeführt:
a) Der Grundstückseigentümer bzw. der
nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete hat
der Gemeinde bei Kleinkläranlagen, für
die die Wartung durch den Hersteller
oder einen Fachbetrieb vorgeschrieben
ist, die Wartungsprotokolle zuzusenden.
b) Bei sonstigen Kleinkläranlagen und ab-
flusslosen Gruben erfolgt die Überwa-
chung durch Einsichtnahme in das Be-
triebsbuch und Sichtkontrolle der Anla-
ge anlässlich der Fäkalschlammabfuhr
oder Entleerung der abflusslosen Gru-
ben.
(9) Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben und









lich außer Betrieb zu setzen, sobald das
Grundstück an ein öffentliches Klärwerk an-
geschlossen ist. Den Aufwand für die Stillle-
gung trägt der Grundstückseigentümer oder
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.
(10)§ 18 Abs. 2 gilt entsprechend.
4. Teil  -  Abwasserbeitrag
1. Abschnitt: Allgemeines
■ § 20 Erhebungsgrundsatz
(1) Die Gemeinde erhebt zur angemessenen Aus-
stattung der öffentlichen Einrichtung Abwas-
serbeseitigung mit Betriebskapital Abwasser-
beiträge. Es wird ausschließlich ein Teilbeitrag
Schmutzwasserentsorgung erhoben.
(2) Die Höhe des Betriebskapitals für die Schmutz-
wasserentsorgung wird auf 2.614.028,00 Euro
festgesetzt.
(3) Durch Satzung können zur angemessenen
Aufstockung des nach Absatz 2 festgesetz-
ten Betriebskapitals gemäß § 17 Abs. 2
SächsKAG weitere Beiträge erhoben werden.
■ § 21 Gegenstand der Beitragspflicht
(1) Der erstmaligen Beitragspflicht im Sinne von
§ 20 Abs. 1 unterliegen Grundstücke, für die
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung fest-
gesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich
genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche
Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der
Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrs-
auffassung Bauland sind und nach der geord-
neten baulichen Entwicklung der Gemeinde
zur Bebauung anstehen.
(2) Wird ein Grundstück an öffentliche Abwas-
seranlagen der Schmutzwasserentsorgung
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es
den Beitragspflichten auch dann, wenn die
übrigen Voraussetzungen des Absatzes 1
nicht erfüllt sind.
(3) Grundstücke im Sinne der Absätze 1 und 2,
die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits
an die öffentlichen Abwasseranlagen der
Schmutzwasserentsorgung angeschlossen
sind, unterliegen der erstmaligen Beitrags-
pflicht gemäß § 20 Abs. 1.
(4) Grundstücke im Sinne der Absätze 1 bis 3, für
die schon ein erstmaliger Beitrag nach den
Vorschriften des SächsKAG oder des Vor-
schaltgesetzes Kommunalfinanzen entstan-
den ist, unterliegen einer weiteren Beitrags-
pflicht, wenn dies durch Satzung (§ 20 Abs. 3)
bestimmt wird.
(5) Grundstücke, die dezentral im Sinne des § 2
Abs. 4 S. 1 entsorgt werden, unterliegen
nicht der Beitragspflicht.
■ § 22 Beitragsschuldner
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der
Bekanntgabe des Beitragsbescheids Ei-
gentümer des Grundstücks ist. Der Erbbau-
berechtigte oder sonst dinglich zur bauli-
chen Nutzung Berechtigte ist anstelle des Ei-
gentümers Beitragsschuldner.
(2) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer
nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
Beitragsschuldner; Entsprechendes gilt für
sonstige dinglich zur baulichen Nutzung Be-
rechtigte.
(3) Mehrere Beitragsschuldner nach Absätzen 1
und 2 haften als Gesamtschuldner.
(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem
Grundstück, im Falle des Absatzes 1 Satz 2
auf dem Erbbaurecht oder sonstigen dingli-
chen Nutzungsrecht, im Falle des Absatzes 2
auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum;
Entsprechendes gilt für sonstige dingliche
Nutzungsrechte.
■ § 23 Beitragsmaßstab
Maßstab für die Bemessung des Beitrags für die
Schmutzwasserentsorgung ist die Nutzungs-
fläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstücksfläche (§ 24) mit dem Nutzungsfak-
tor (§§ 25 bis 30).
■ § 24 Grundstücksfläche
(1) Als Grundstücksfläche für die Schmutzwas-
serentsorgung gilt:
1. Bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplans die Fläche, die unter
Berücksichtigung des § 19 Abs. 1 Sächs-
KAG der Ermittlung der zulässigen Nut-
zung zugrunde zu legen ist;
2. bei Grundstücken, die mit ihrer gesam-
ten Fläche im unbeplanten Innenbereich
(§ 34 Baugesetzbuch - BauGB) oder im
Bereich eines Bebauungsplans, der die
erforderlichen Festsetzungen nicht ent-
hält, liegen, die Fläche, die unter Berück-
sichtigung des § 19 Abs. 1 SächsKAG der
Ermittlung der zulässigen Nutzung zu-
grunde zu legen ist;
3. bei Grundstücken, die teilweise in den
unter Nummern 1 oder 2 beschriebenen
Bereichen und teilweise im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) liegen, die nach § 19
Abs. 1 SächsKAG maßgebende Fläche;
4. bei Grundstücken, die mit ihrer gesam-
ten Fläche im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen oder aufgrund § 21 Abs. 2
beitragspflichtig sind, die nach § 19 Abs.
1 SächsKAG maßgebende Fläche.
(2) Die nach § 19 Abs. 1 SächsKAG vorgesehene
Abgrenzung geschieht nach den Grundsät-
zen für die grundbuchmäßige Abschreibung
von Teilflächen unter Beachtung der bau-
rechtlichen Vorschriften ohne die Möglich-
keit der Übernahme einer Baulast.
2. Abschnitt: Schmutzwasserentsorgung
■ § 25 Nutzungsfaktor
(1) Der Nutzungsfaktor bemisst sich nach den
Vorteilen, die den Grundstücken nach Maß-
gabe ihrer zulässigen baulichen Nutzung
durch die Einrichtung in Bezug auf die
Schmutzwasserentsorgung vermittelt wer-
den. Die Vorteile orientieren sich an der Zahl
der zulässigen Geschosse. Als Geschosse gel-
ten Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung.
Vollgeschosse liegen vor, wenn die Deckeno-
berfläche im Mittel mehr als 1,40 m über die
Geländeoberfläche hinausragt und sie über
mindestens 2/3 ihrer Grundfläche eine lichte
Höhe von mindestens 2,30 m haben; Gelände-
oberfläche ist die Fläche, die sich aus der Bau-
genehmigung oder den Festsetzungen des
Bebauungsplans ergibt, im Übrigen die natür-
liche Geländeoberfläche. Für Grundstücke in
Bebauungsplangebieten bestimmt sich das
Vollgeschoss nach § 90 Abs. 2 SächsBO.
(2) Der Nutzungsfaktor beträgt im Einzelnen:
1. in den Fällen der §§ 29 Abs. 2, 3 und 4
und 30 Abs. 5 0,5
2. bei 1-geschossiger Bebaubarkeit und in
den Fällen des § 29 a) 1,0
3. bei 2-geschossiger Bebaubarkeit 1,5
4. bei 3-geschossiger Bebaubarkeit 2,0
5. für jedes weitere, über das 3. Geschoss
hinausgehendes Geschoss eine Er-
höhung um 0,5.
(3) Gelten für ein Grundstück unterschiedliche
Nutzungsfaktoren, so ist der jeweils höchste
Nutzungsfaktor maßgebend.
■ § 26 Ermittlung des Nutzungsmaßes 
bei Grundstücken, für die ein 
Bebauungsplan die Geschosszahl 
festsetzt
(1) Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan
festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse. Ist im Einzelfall eine größere Ge-
schosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde
zu legen.
(2) Überschreiten Geschosse nach Absatz 1, die
nicht als Wohn- oder Büroräume genutzt
werden, die Höhe von 3,5 m, so gilt als Ge-
schosszahl die tatsächlich vorhandene Bau-
masse des Bauwerks geteilt durch die über-
baute Grundstücksfläche und nochmals ge-
teilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach
Absatz 1 maßgebende Geschosszahl; Bruch-
zahlen werden auf die nächstfolgende volle
Zahl aufgerundet.
(3) Sind in einem Bebauungsplan über die bauli-
che Nutzung eines Grundstückes mehrere
Festsetzungen (Geschosszahl, Gebäudehöhe,
Baumassenzahl) enthalten, so ist die Geschos-
szahl vor der Gebäudehöhe und diese vor der
Baumassenzahl maßgebend.
■ § 27 Ermittlung des Nutzungsmaßes 











(1) Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der
baulichen Nutzung nicht durch eine Ge-
schosszahl oder die Höhe der baulichen An-
lagen, sondern durch Festsetzung einer Bau-
massenzahl, so gilt als Geschosszahl die Bau-
massenzahl geteilt durch 3,5; Bruchzahlen
werden auf die nächstfolgende volle Zahl
aufgerundet.
(2) Ist eine größere als die nach Absatz 1 bei An-
wendung der Baumassenzahl zulässige Bau-
masse genehmigt, so ergibt sich die Ge-
schosszahl aus der Teilung dieser Baumasse
durch die überbaute Grundstücksfläche und
nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch
3,5; Bruchzahlen werden auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet.
(3) § 26 Abs. 3 ist anzuwenden.
■ § 28 Ermittlung des Nutzungsmaßes 
bei Grundstücken, für die ein 
Bebauungsplan die Höhe 
baulicher Anlagen festsetzt
(1) Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der
baulichen Nutzung nicht durch eine Ge-
schosszahl oder Baumassenzahl, sondern
durch die Festsetzung der zulässigen Höhe
baulicher Anlagen, so gilt als Geschosszahl
1. bei Festsetzung der maximalen Gebäu-
dehöhe, die festgesetzte maximale Ge-
bäudehöhe geteilt durch 3,5;
2. bei Festsetzung der maximalen Wand-
höhe das festgesetzte Höchstmaß der
Wandhöhe baulicher Anlagen, entspre-
chend der Definition des § 6 Abs. 4 Satz 3
SächsBO, geteilt durch 3,5, zuzüglich ei-
nes weiteren Geschosses wenn gleich-
zeitig eine Dachneigung von mindestens
30° festgesetzt ist.
Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende
volle Zahl aufgerundet.
(2) Ist im Einzelfall eine größere als die im Be-
bauungsplan festgesetzte Höhe baulicher
Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Ab-
satz 1 in eine Geschosszahl umzurechnen.
(3) § 26 Abs. 3 ist anzuwenden.
■ § 29 Stellplätze, Garagen, Gemein-
bedarfsflächen und sonstige 
Flächen in Bebauungsplan-
gebieten nach § 30 Abs. 1 BauGB
(1) Bei Grundstücken, auf denen nach den Fest-
setzungen des Bebauungsplans nur Stell-
plätze oder Garagen hergestellt werden kön-
nen, wird für jedes zulässige oberirdische
und tatsächlich vorhandene unterirdische
Parkdeck ein Vollgeschoss zugrunde gelegt;
sind mehr oberirdische Parkdecks als zuläs-
sig vorhanden, wird die tatsächliche Anzahl
zugrunde gelegt. Bei anderen Grundstücken
gelten als Geschosse neben jenen nach §§ 26
bis 28 auch oberirdische oder unterirdische
Parkdecks als Geschosse; Satz 1 ist entspre-
chend anzuwenden. 
(2) Auf öffentlichen Gemeinbedarfs- und Grün-
flächengrundstücken, deren Grundstücks-
flächen nach den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans aufgrund ihrer Zweckbestim-
mung nicht oder nur zu einem untergeord-
neten Teil mit Gebäuden überdeckt werden
sollen bzw. überdeckt sind (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder), wird ein Nutzungs-
faktor 0,5 angewandt. Die §§ 26, 27 und 28
finden keine Anwendung.
(3) Für Grundstücke in Kleingärten nach dem
Bundeskleingartengesetz gilt ein Nutzungs-
faktor von 0,5.
(4) Für Grundstücke, die von den Bestimmun-
gen der §§ 26, 27, 28 und der Absätze 1 bis 3
nicht erfasst sind (z. B. Lagerplätze) gilt ein
Nutzungsfaktor von 0,5, wenn auf ihnen kei-
ne Gebäude errichtet werden dürfen.
■ § 29a Sakralbauten
(1) Vorhandene Kirchen oder vergleichbare Ein-
richtungen,  die sowohl räumlich als auch
zeitlich überwiegend  für den Gottesdienst
genutzt werden, werden mit einem Nut-
zungsfaktor von 1,0 berücksichtigt. 
(2) Setzt ein Bebauungsplan die Zulässigkeit ei-
ner Kirche oder vergleichbarer Einrichtungen
für den Gottesdienst fest, so ist für diese Nut-
zung Absatz 1 anwendbar.
■ § 30 Ermittlung des Nutzungsmaßes 
bei Grundstücken, für die 
keine Bebauungsplanfest-
setzungen im Sinne 
der §§ 26 bis 29 bestehen
(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grund-
stücken, für die ein Bebauungsplan keine
den §§ 26 bis 29 entsprechenden Festsetzun-
gen enthält, ist bei bebauten und unbebau-
ten, aber bebaubaren Grundstücken (§ 34
BauGB) die Zahl der zulässigen Geschosse
maßgebend. Ist im Einzelfall eine größere
Geschosszahl vorhanden, so ist diese zu-
grunde zu legen.
(2) Bei Grundstücken, die nach § 21 Abs. 2 bei-
tragspflichtig sind (z. B. im Außenbereich
gemäß § 35 BauGB), ist bei bebauten Grund-
stücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen
Geschosse maßgebend. Bei unbebauten
Grundstücken, für die ein Bauvorhaben ge-
nehmigt ist, gilt die Zahl der genehmigten Ge-
schosse. Bei unbebauten Grundstücken, und
bei Grundstücken mit nur untergeordneter
Bebauung gilt ein Nutzungsfaktor von 1,0.
(3) Als Geschosse nach den Absätzen 1 und 2
gelten Vollgeschosse im Sinne von § 25 Abs.
1. Überschreiten Geschosse, die nicht als
Wohn- oder Büroräume genutzt werden, die
Höhe von 3,5 m, so gilt als Geschosszahl die
Baumasse des Bauwerks geteilt durch die
überbaute Grundstücksfläche und nochmals
geteilt durch 3,5. Bei Grundstücken nach Ab-
satz 1 Satz 2 und Absatz 2 mit Gebäuden oh-
ne ein Vollgeschoss oder bei Gebäuden mit
nur einem Vollgeschoss und mindestens 2
weiteren Geschossen, die nicht Vollgeschos-
se im Sinne des § 25 Abs. 1 sind, ergibt sich
die Geschosszahl aus der tatsächlich vorhan-
denen Baumasse des Bauwerks geteilt durch
die überbaute Grundstücksfläche und
nochmals geteilt durch 3,5. Bruchzahlen wer-
den auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet.
(4) Tatsächlich hergestellte oder genehmigte
unter- oder oberirdische Parkdecks gelten je-
weils als ein Geschoss, auch wenn sie die Vor-
aussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 nicht er-
füllen. 
(5) Für die in § 29 Abs. 2 bis 4 genannten Anla-
gen, die in Bereichen der Absätze 1 und 2 lie-
gen, sind § 29 Abs. 2 bis 4 entsprechend an-
zuwenden.
3. Abschnitt: Entstehung, Höhe und 
Fälligkeit des Beitrags
■ § 31 Erneute Beitragspflicht
(1) Grundstücke, für die bereits ein Beitrag nach
§ 21 entstanden ist, unterliegen einer erneu-
ten Beitragspflicht, wenn
1. sich die Fläche des Grundstücks ver-
größert (z. B. durch Zukauf) und für die
zugehende Fläche noch keine Beitrags-
pflicht entstanden war,
2. sich die Fläche des Grundstücks ver-
größert und für die zugehende Fläche ei-
ne Beitragspflicht zwar schon entstan-
den war, sich jedoch die zulässige bauli-
che Nutzung der zugehenden Fläche
durch die Zuschreibung erhöht,
3. sich die Verhältnisse, die der Abgren-
zung gemäß § 24 Abs. 1 zugrunde lagen,
geändert haben,
4. allgemein oder im Einzelfall ein höheres
Maß der baulichen Nutzung (§ 25) zuge-
lassen wird oder
5. ein Fall des § 26 Abs. 2 oder ein Fall, auf
den diese Bestimmung kraft Verweisung
anzuwenden ist, nachträglich eintritt.
(2) Der erneute Beitrag bemisst sich nach den
Grundsätzen des § 25. In den Fällen des Ab-
satzes 1 Nummern 2, 4 und 5 bemisst sich der
erneute Beitrag nach der Differenz zwischen
den der bisherigen Situation und der neuen
Situation entsprechenden Nutzungsfakto-
ren; wenn durch die Änderung der Verhält-
nisse der jeweilige Rahmen des § 25 Abs. 2
nicht überschritten wird, entsteht keine er-
neute Beitragspflicht. Im Übrigen gelten die
Bestimmungen des 4. Teils dieser Satzung
entsprechend.
■ § 32 Zusätzlicher Abwasserbeitrag von
Großverbrauchern
Für Grundstücke, die die Einrichtung nachhaltig
nicht nur unerheblich über das normale Maß hin-
aus in Anspruch nehmen, kann die Gemeinde
durch besondere Satzungsregelung zusätzliche









■ § 33 Beitragssatz
Der Beitrag für die Schmutzwasserentsorgung
beträgt 0,66 Euro je m2 Nutzungsfläche.
■ § 34 Entstehung der Beitragsschuld
(1) Die Beitragsschuld entsteht für die Schmutz-
wasserentsorgung:
1. in den Fällen des § 21 Abs. 3 mit dem In-
Kraft-Treten dieser Satzung,
2. in den Fällen des § 21 Abs. 1 sobald das
Grundstück an die Schmutzwasserent-
sorgung angeschlossen werden kann,
3. in den Fällen des § 21 Abs. 2 mit der Ge-
nehmigung des Anschlussantrages,
4. in den Fällen des § 21 Abs. 5 mit dem In-
Kraft-Treten der Satzung(-sänderung)
über die Erhebung eines weiteren Bei-
trags,
5. in den Fällen des § 31 Abs. 1 Nrn. 1 und 2
mit der Eintragung der Änderung im
Grundbuch,
6. in den Fällen des § 31 Abs. 1 Nrn. 3, 4 und
5 mit dem Wirksamwerden der
Rechtsänderungen oder, soweit die Än-
derungen durch Baumaßnahmen eintre-
ten, mit deren Genehmigung; soweit kei-
ne Genehmigung erforderlich ist, ist der
Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Ge-
meinde Kenntnis von der Änderung er-
langt hat.
(2) Absatz 1 gilt auch für mittelbare Anschlüsse
(§ 13 Abs. 2).
■ § 35 Fälligkeit der Beitragsschuld
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe
des Abgabenbescheids fällig.
■ § 36 Entstehung und Fälligkeit von 
Vorauszahlungen
(1) Die Gemeinde kann Vorauszahlungen auf
den nach § 20 Abs. 1 voraussichtlich entste-
henden Beitrag für die Schmutzwasserent-
sorgung
1. in Höhe von 60 vom Hundert, sobald mit
der Herstellung des öffentlichen
Schmutzwasserkanals,
2. in Höhe von weiteren 10 vom Hundert,
sobald mit der Herstellung des Klärwerks 
begonnen wird, erheben.
(2) Die Vorauszahlungen werden jeweils einen
Monat nach Bekanntgabe des Vorauszah-
lungsbescheids fällig.
(3) Vorauszahlungen werden beim Wechsel des
Eigentums nicht erstattet, sondern auf die
endgültige Beitragsschuld angerechnet,
auch wenn der Vorauszahlende nicht Bei-
tragsschuldner wird.
(4) § 22 Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend.
■ § 37 Ablösung des Beitrags
(1) Die erstmaligen Teilbeiträge für die
Schmutzwasserentsorgung im Sinne von §§
20 Abs. 1, 21 Abs. 1 bis 3 können vor Entste-
hung der Beitragsschuld abgelöst werden.
Der Betrag der Ablösung bestimmt sich nach
der Höhe des voraussichtlich entstehenden
Beitrags.
(2) Die Ablösung wird im Einzelfall zwischen der
Gemeinde und dem Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigten, dem Wohnungsei-
gentümer oder dem sonst dinglich zur bauli-
chen Nutzung Berechtigten vereinbart.
(3) Weitere, erneute und zusätzliche Beitrags-
pflichten (§ 21 Abs. 5, §§ 31 und 32) bleiben
durch Vereinbarungen über Ablösungen der
erstmaligen Teilbeiträge unberührt.
(4) Weitere, erneute und zusätzliche Beiträge
können nicht abgelöst werden.
■ § 38 Anrechnung von 
Erschließungsleistungen auf den 
Abwasserbeitrag
Der von Dritten gemäß § 25 Abs. 2 SächsKAG
übernommene Erschließungsaufwand wird im
nachgewiesenen beitragsfähigen Umfang auf
die jeweilige Teilbeitragsschuld der erschlosse-
nen Grundstücke angerechnet.
5. Teil  -  Abwassergebühren
1. Abschnitt: Allgemeines
■ § 39 Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffent-
lichen Abwasseranlagen Abwassergebühren. Die
Benutzungsgebühren werden erhoben für die
Teilleistungen
- Schmutzwasserentsorgung als Grundgebühr
und als Einleitungsgebühr,
- Niederschlagswasserentsorgung als Einlei-
tungsgebühr,
- Entsorgung abflussloser Gruben sowie Klein-
kläranlagen als Entsorgungsgebühr,
- Entsorgung von Abwasser, das in öffentliche
Abwasseranlagen eingeleitet wird, die nicht
an ein Klärwerk angeschlossen sind, als Ein-
leitungsgebühr,
- Entsorgung von sonstigem Abwasser
■ § 40 Gebührenschuldner
(1) Schuldner der Abwassergebühr ist der
Grundstückseigentümer. Der Erbbauberech-
tigte oder der sonst dinglich zur baulichen
Nutzung Berechtigte ist anstelle des Grund-
stückseigentümers Gebührenschuldner.
(2) Mehrere Gebührenschuldner für dasselbe
Grundstück sind Gesamtschuldner.
2. Abschnitt: Schmutzwasserentsorgung
■ § 41 Gebührenmaßstab für 
die Schmutzwasserentsorgung 
(Einleitungsgebühr)
(1) Die Abwassereinleitungsgebühr für die Teill-
eistung Schmutzwasserentsorgung wird
nach der Schmutzwassermenge bemessen,
die auf dem an die öffentlichen Abwasseran-
lagen angeschlossenen Grundstück anfällt (§
42 Abs. 1).
(2) Bei Einleitungen nach § 7 Abs. 3 bemisst sich
die Abwassergebühr nach der eingeleiteten
Wassermenge.
■ § 42 Abwassermenge bei der 
Schmutzwasserentsorgung
(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§
50 Abs. 2) gilt im Sinne von § 41 Abs. 1 als an-
gefallene Abwassermenge
1. bei öffentlicher Wasserversorgung, der
der Entgeltberechnung zugrunde geleg-
te Wasserverbrauch,
2. bei nichtöffentlicher Trink- und Brauch-
wasserversorgung, die dieser entnom-
menen Wassermenge und
3. das auf Grundstücken anfallende Nieder-
schlagswasser, soweit es als Brauchwas-
ser im Haushalt oder Betrieb genutzt und
in die öffentliche Abwasseranlage einge-
leitet wird.
(2) Auf Verlangen der Gemeinde hat der Ge-
bührenschuldner bei Einleitungen nach § 7
Abs. 3, bei nichtöffentlicher Wasserversor-
gung (Absatz 1 Nummer 2) oder bei Nutzung
von Niederschlagswasser als Brauchwasser
(Absatz 1 Nummer 3) geeignete Messeinrich-
tungen auf seine Kosten anzubringen und zu
unterhalten.
■ § 43 Absetzungen bei der 
Schmutzwasserentsorgung
(1) Nach § 42 ermittelte Wassermengen, die nach-
weislich nicht in die öffentlichen Abwasseranla-
gen eingeleitet wurden, werden auf schriftli-
chen Antrag des Gebührenschuldners bei der
Bemessung der Abwassergebühr für die Teillei-
stung Schmutzwasserentsorgung abgesetzt.
(2) Für landwirtschaftliche Betriebe soll der
Nachweis durch Messungen eines besonde-
ren Wasserzählers erbracht werden. Dabei
muss gewährleistet sein, dass über diesen
Wasserzähler nur solche Frischwassermengen
entnommen werden können, die in der Land-
wirtschaft verwendet werden und deren Ein-
leitung als Abwasser nach § 6, insbesondere
Absatz 2 Nummer 3 ausgeschlossen ist.
(3) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die
abzusetzende Wassermenge nicht durch
Messungen nach Absatz 2 festgestellt, wer-
den die nicht eingeleiteten Wassermengen
pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht einge-
leitete Wassermenge im Sinne von Absatz 1:
1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern,
Schafen, Ziegen und Schweinen 15 Ku-
bikmeter/Jahr und
2. je Vieheinheit Geflügel 5 Kubikmeter/Jahr.
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände
in Vieheinheiten gemäß § 51 des Bewer-









machung vom 1. 2.1991 [BGBl. 1991 I S. 230
zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni
2013 (BGBl. I S. 1809) in der jeweils geltenden
Fassung ist entsprechend anzuwenden. Für
den Viehbestand ist der Stichtag maßge-
bend, nach dem sich die Erhebung der Tier-
seuchenbeiträge für das laufende Jahr rich-
tet. Diese pauschal ermittelte, nicht eingelei-
tete Wassermenge wird von der gesamten
verbrauchten Wassermenge im Sinne von §
42 abgesetzt. Die danach verbleibende Was-
sermenge muss für jede für das Betriebsan-
wesen einwohnermelderechtlich erfasste
Person, die sich dort während des Veranla-
gungszeitraums nicht nur vorübergehend
aufgehalten hat, mindestens 30 Kubikme-
ter/Jahr betragen. Wird dieser Wert nicht er-
reicht, ist die Absetzung entsprechend zu
verringern.
(4) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter
Wassermengen sind bis zum Ablauf eines




■ § 44 Gebührenmaßstab für die 
Niederschlagswasserentsorgung
(1) Die Abwassergebühr für die Teilleistung Nie-
derschlagswasserentsorgung wird nach der
Niederschlagswassermenge bemessen, die
auf dem an die öffentlichen Abwasseranla-
gen angeschlossenen Grundstück anfällt
und in die öffentlichen Abwasseranlagen
eingeleitet wird.
(2) Maßstab für die Abwassergebühr für die Teil-
leistung Niederschlagswasserentsorgung ist
die versiegelte Grundstücksfläche. Versiegel-
te Grundstücksflächen sind:
1. die gesamten Grundflächen von Gebäu-
den oder baulichen Anlagen einschließ-
lich der Dachüberstände,
2. die Flächen der überdachten Terrassen,
Freisitze o. ä.,
3. die Flächen, die mit einem wasserun-
durchlässigen oder teilweise wasserun-
durchlässigen Belag oder einer Überda-
chung versehen sind,
4. die sonstigen regelmäßig entwässerten
Flächen,
soweit von diesen Flächen Niederschlags-
wasser in die öffentlichen Abwasseranlagen
gelangt. 
■ § 45 Ermittlung der versiegelten 
Grundstücksfläche
(1) Die versiegelte Grundstücksfläche beträgt
im Einzelnen:
1. für Grundstücke, im Bereich eines Bebau-
ungsplans, die im Bebauungsplan fest-
gesetzte Grundflächenzahl
2. für Grundstücke, soweit deren zulässige
Nutzung nicht unter Nr. 3 fällt, im unbe-
planten Innenbereich und für Grund-
stücke für die ein Bebauungsplan keine
Grundflächenzahl festsetzt, und die mit
Gebäuden oder baulichen Anlagen be-
baubar sind, die zulässig sind
a) in Kleinsiedlungsgebieten und Wo-
chenendhausgebieten: 0,2
b) in reinen Wohngebieten, allgemei-
nen Wohngebieten und Ferienhaus-
gebieten: 0,4
c) in besonderen Wohngebieten, Dorf-
gebieten und Mischgebieten: 0,6
d) in Gewerbegebieten, Industriege-
bieten und sonstigen Sondergebie-
ten: 0,8
e) in Kerngebieten: 1,0
3. Im Übrigen:
a) für Sport- und Festplätze, Camping-
plätze, Freibäder, Friedhöfe: 0,5
b) für Außenbereichsgrundstücke, so-
weit sie nicht unter a) fallen: 0,8
c) für Grundstücke, deren Bebaubar-
keit sich nicht nach 2a) - 2e) bestim-
men lässt (diffuse Bebauung): 0,6
Zur Berechnung der Grundstücksfläche ist § 24
dieser Satzung entsprechend anzuwenden.
(2) Ist im Einzelfall die versiegelte Grundstücks-
fläche (§ 44 Abs. 2) kleiner als die nach Absatz
1 errechnete, so ist diese der Gebührenerhe-
bung auf Antrag des Grundstückseigentü-
mers zugrunde zu legen. Ist im Einzelfall die
versiegelte Fläche größer als die nach Absatz
1 errechnete, so ist diese der Gebührenerhe-
bung zugrunde zu legen. Selbstauskünfte
des Grundstückseigentümers werden dem
Antrag nach Satz 1 gleichgestellt.
(3) Wird im Einzelfall nachweislich in zulässiger
Weise von der der Gebührenerhebung zu-
grunde liegenden Fläche (Absätze 1 und 2)
nicht das gesamte Niederschlagswasser in
die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet,
so ist auf schriftlichen Antrag des Grund-
stückseigentümers im Einzelfall die Abwas-
sergebühr angemessen zu kürzen. Dabei
sind die versiegelten Grundstücksflächen,
die insgesamt oder teilweise, andauernd
oder zeitweise nicht in die öffentliche Ab-
wasseranlage entwässert werden, zu berück-
sichtigen. § 43 Abs. 4 gilt entsprechend.
4. Abschnitt: Dezentrale Entsorgung
■ § 46 Gebührenmaßstab für dezentrale 
Anlagen
(1) Für Abwasser, das aus abflusslosen Gruben
oder Kleinkläranlagen entnommen wird (§ 1
Abs. 2), bemisst sich die Abwassergebühr nach
der Menge des entnommenen Abwassers.
(2) Für Schmutzwasser, das in öffentliche Ab-
wasseranlagen eingeleitet wird, die nicht an
ein Klärwerk angeschlossen sind, bemisst
sich die Abwassergebühr nach der entspre-
chend §§ 42 und 43 ermittelten Abwasser-
menge. Dies gilt auch für Überläufe von
Kleinkläranlagen, die in einen in Satz 1 ge-
nannten öffentlichen Kanal entwässern.
5. Abschnitt: Abwassergebühren
■ § 47 Höhe der Abwassergebühren
(1) Für die Teilleistung Schmutzwasserentsor-
gung gemäß § 41 beträgt die Einleitungsge-
bühr für Abwasser, das in öffentliche Kanäle
eingeleitet und durch ein Klärwerk gereinigt
wird, 2,06 Euro je Kubikmeter Abwasser.
(2) Für die Teilleistung Niederschlagswasserent-
sorgung gemäß § 44 beträgt die Gebühr für
Abwasser, das in öffentliche Kanäle eingelei-
tet wird 0,62 Euro je Quadratmeter versiegel-
ter Grundstücksfläche.
(3) Für die Teilleistung Entsorgung von abfluss-
losen Gruben beträgt die Gebühr für Abwas-
ser, das von der Gemeinde oder einem von
ihr beauftragten Unternehmen entnommen,
abgefahren und in einer Kläranlage gereinigt
wird 16,44 Euro je Kubikmeter.
(4) Für die Teilleistung Entsorgung von Klein-
kläranlagen beträgt die Gebühr für Fäkal-
schlamm, der von der Gemeinde oder einem
von ihr beauftragten Unternehmen entnom-
men, abgefahren und in einer Kläranlage
gereinigt wird 26,70 Euro je Kubikmeter. 
(5) Neben den unter Abs. 3 und 4 erhobenen Ge-
bühren, wird bei Entleerung von abflusslo-
sen Gruben und Kleinkläranlagen, bei denen
mehr als 30 m Saugschlauch benötigt wer-
den, ein Schlauchlängenzuschlag pro durch-
geführte Entleerung erhoben. Der Zuschlag
beträgt für Schlauchlängen über 30 m 5,27
Euro je Kubikmeter Abwasser.
(6) Für die Teilleistung der Einleitung von Ab-
wasser in öffentliche Abwasseranlagen, die
gemäß § 46 Abs. 2 S.1 nicht an ein Klärwerk
angeschlossen sind, beträgt die Gebühr 1,02
Euro je Kubikmeter Abwasser.
6. Abschnitt: Starkverschmutzer
■ § 48 Starkverschmutzerzuschläge und 
Verschmutzungswerte
Starkverschmutzerzuschläge werden nicht erho-
ben.
7. Abschnitt: Grundgebühren
■ § 49 Grundgebühren
(1) Neben der Einleitungsgebühr nach § 41 Abs.
1 wird für baulich genutzte und an die Ab-
wasserentsorgung angeschlossene Grund-










(2) Für die Grundgebühr wird als Bemessungs-
einheit eine Wohnung festgelegt. Als Woh-
nung gelten zum dauernden Aufenthalt von
Menschen bestimmte oder genutzte Räume,
die entweder nach ihrer Anordnung (Woh-
nungsabschlusstür) oder, falls eine Woh-
nungsabschlusstür fehlt nach ihrem tatsäch-
lichen Gebrauch zusammen genutzt werden.
Zur Mindestausstattung einer Wohnung
gehören Koch- und Waschgelegenheit sowie
wenigstens die Mitbenutzungsmöglichkeit ei-
ner Etagen- oder Außentoilette. Räume, die
die Voraussetzungen nach Satz 2 nicht erfül-
len, sind der Wohnung zuzuordnen, in der die
genannten Bedürfnisse befriedigt werden.
(3) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise ge-
werblich o. ä. genutzt werden, sind für die
Bemessungseinheit einer Wohnung folgen-
de Umrechnungswerte zu Grunde zu legen:
1. Büros, Einzelhandelsgeschäfte 
ohne Küchenbetrieb bis 9 Beschäftigte
2. Gewerbebetrieb ohne Bad- und 
Duscheinrichtungen ohne 
Küchenbetrieb bis 12 Beschäftigte
3. Gewerbebetrieb mit Bad- und 
Duscheinrichtungen ohne 
Küchenbetrieb bis 9 Beschäftigte
4. Gewerbebetriebe nach Nr. 3, mit
Küchenbetrieb bis 9 Beschäftigte
5. Hotels, Pensionen, Heime und derglei-
chen bis 5 Betten
6. Gaststätten, Kulturhäuser oder 
Ähnliches bis 9 Plätze
7. Gaststätten o. Ä. ohne 
Küchenbetrieb bis 12 Plätze
8. Kindertagesstätten und Schulen 
ohne 
Küchenbetrieb bis 12 Kinder/Erzieher
9. Kindertagesstätten und Schulen 
mit 
Küchenbetrieb bis 9 Kinder/Erzieher
Nicht aufgeführte Nutzungsarten sind sinn-
gemäß einzuordnen. 
(4) Die Grundgebühr beträgt 2,50 Euro pro
Wohnung monatlich.
8. Abschnitt: Gebührenschuld
■ § 50 Entstehung und Fälligkeit 
der Gebührenschuld, 
Veranlagungszeitraum
(1) Die Pflicht, Gebühren zu entrichten, entsteht
jeweils zu Beginn des Kalenderjahres, frühe-
stens jedoch mit der Inbetriebnahme der
Grundstücksentwässerungsanlagen oder
dem Beginn der tatsächlichen Nutzung.
(2) Die Gebührenschuld entsteht
1. in den Fällen des § 47 Abs. 1, 2, 6 und § 49
jeweils zum Ende eines Kalenderjahres
für das jeweilige Kalenderjahr (Veranla-
gungszeitraum) und
2. in den Fällen des § 47 Abs. 3, 4, und Abs.
5 mit der Erbringung der Leistung bzw.
Anlieferung des Abwassers.
(3) Die Abwassergebühren nach Absatz 2 Num-
mer 1 sind zwei Wochen nach Bekanntgabe
des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. In
den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2 wird die
Gebühr mit der Anforderung fällig.
■ § 51 Vorauszahlungen
Jeweils zum 31. März, 30. Juni und 30. September
eines jeden Jahres sind Vorauszahlungen auf die
voraussichtliche Gebührenschuld nach § 50 Abs.
2 Nr. 1 zu leisten. Der Vorauszahlung ist jeweils
ein Viertel der Gebühr des Vorjahres zugrunde zu
legen; Änderungen der Gebührenhöhe sind da-
bei zu berücksichtigen. Fehlt eine Vorjahresab-
rechnung oder bezieht sich diese nicht auf ein
volles Kalenderjahr, wird die voraussichtliche Ge-
bühr geschätzt.
6. Teil  -  Anzeigepflicht, 
Anordnungsbefugnis, Haftung, 
Ordnungswidrigkeiten
■ § 52 Anzeigepflichten
(1) Binnen eines Monats haben der Grund-
stückseigentümer, der Erbbauberechtigte
und der sonst dinglich zur baulichen Nut-
zung Berechtigte der Gemeinde anzuzeigen:
1. den Erwerb oder die Veräußerung eines
an die öffentlichen Abwasseranlagen an-
geschlossenen Grundstücks,
2. die bei In-Kraft-Treten dieser Satzung
vorhandenen abflusslosen Gruben und
Kleinkläranlagen, soweit dies noch nicht
geschehen ist,
3. Vergrößerungen oder Verkleinerungen
der versiegelten Grundstücksflächen, so-
weit das Grundstück niederschlagswas-
serentsorgt wird,
4. die versiegelte Grundstücksfläche, so-
bald die Gemeinde den Grundstücksei-
gentümer dazu auffordert.
Eine Grundstücksübertragung ist vom Erwer-
ber und vom Veräußerer anzuzeigen.
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veran-
lagungszeitraums hat der Gebührenpflichti-
ge der Gemeinde anzuzeigen:
1. die Menge des Wasserverbrauchs aus ei-
ner nichtöffentlichen Wasserversor-
gungsanlage (§ 42 Abs. 1 Nr. 2),
2. die Menge der Einleitungen aufgrund
besonderer Genehmigungen (§ 7 Abs. 3)
und
3. das auf dem Grundstück gesammelte
und als Brauchwasser verwendete Nie-
derschlagswasser (§ 42 Abs. 1 Nr. 3).
(3) Unverzüglich haben der Grundstücksei-
gentümer und die sonst zur Nutzung eines
Grundstücks oder einer Wohnung berechtig-
ten Personen der Gemeinde mitzuteilen:
1. Änderungen der Beschaffenheit, der
Menge und des zeitlichen Anfalls des Ab-
wassers;
2. wenn gefährliche oder schädliche Stoffe
in die öffentlichen Abwasseranlagen ge-
langen oder damit zu rechnen ist;
3. den Entleerungsbedarf der abflusslosen
Gruben und Kleinkläranlagen gemäß §
19 Abs. 3;
4. Erweiterungen oder Änderungen der
Nutzung des Grundstücks, soweit sich
dadurch die Größen für die Gebührenbe-
messung, insbesondere der Grundge-
bühren, ändern.
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanla-
ge, auch nur vorübergehend, außer Betrieb
gesetzt, hat der Grundstückseigentümer die-
se Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der
Anschlusskanal rechtzeitig verschlossen
oder beseitigt werden kann.
■ § 53 Haftung der Gemeinde
(1) Werden die öffentlichen Abwasseranlagen
durch Betriebsstörungen, die die Gemeinde
nicht zu vertreten hat, vorübergehend ganz
oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder tre-
ten Mängel oder Schäden auf, die durch
Rückstau infolge von Naturereignissen, wie
Hochwasser, Starkregen oder Schnee-
schmelze oder durch Hemmungen im Ab-
wasserablauf verursacht sind, so erwächst
daraus kein Anspruch auf Schadenersatz. Ein
Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass
von Beiträgen oder Gebühren entsteht in
keinem Fall.
(2) Die Verpflichtung des Grundstückseigentü-
mers zur Sicherung gegen Rückstau (§ 17)
bleibt unberührt.
(3) Im Übrigen haftet die Gemeinde nur für Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit.
(4) Eine Haftung nach den Vorschriften des Haft-
pflichtgesetzes bzw. des Gesetzes über die
Vermeidung und Sanierung von Umwelt-
schäden (Umweltschadengesetzes) bleibt
unberührt.
■ § 54 Anordnungsbefugnis, 
Haftung der Benutzer
(1) Die Gemeinde kann nach pflichtgemäßem
Ermessen die notwendigen Maßnahmen im
Einzelfall anordnen, um rechtswidrige Zu-
stände zu beseitigen, die unter Verstoß ge-
gen Bestimmungen dieser Satzung herbei-
geführt worden oder entstanden sind. Sie
kann insbesondere Maßnahmen anordnen,
um drohende Beeinträchtigungen öffentli-
cher Abwasseranlagen zu verhindern und
um deren Funktionsfähigkeit aufrecht zu er-
halten. Dies gilt ebenso für Maßnahmen um
eingetretene Beeinträchtigungen zu mini-
mieren und zu beenden, sowie um die Funk-
tionsfähigkeit der Abwasseranlagen wieder-
herzustellen.
(2) Der Grundstückseigentümer und die sonsti-
gen Benutzer haften für schuldhaft verur-
sachte Schäden, die infolge einer unsach-
gemäßen oder den Bestimmungen dieser









infolge eines mangelhaften Zustands der
Grundstücksentwässerungsanlagen entste-
hen. Sie haben die Gemeinde von Ersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen, die wegen sol-
cher Schäden geltend gemacht werden. Ge-
hen derartige Schäden auf mehrere Grund-
stücksentwässerungsanlagen zurück, so haf-
ten deren Eigentümer oder Benutzer als Ge-
samtschuldner.
■ § 55 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Abs. 1
SächsGemO handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht
der Gemeinde überlässt,
2. entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der Einlei-
tung ausgeschlossene Abwässer oder
Stoffe in die öffentlichen Abwasseranla-
gen einleitet oder die vorgeschriebenen
Grenzwerte für einleitbares Abwasser
nicht einhält,
3. entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne Be-
handlung oder Speicherung in öffentli-
che Abwasseranlagen einleitet,
4. entgegen einer auf Grundlage von § 7
Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 erlassenen Rege-
lung Abwasser einleitet,
5. entgegen § 7 Abs. 3 sonstiges Wasser
oder Abwasser, das der Beseitigungs-
pflicht nicht unterliegt, ohne besondere
Genehmigung der Gemeinde in öffentli-
che Abwasseranlagen einleitet,
6. entgegen § 12 Abs. 1 einen vorläufigen
oder vorübergehenden Anschluss nicht
von der Gemeinde herstellen lässt,
7. entgegen § 13 Abs. 1 einen Anschluss an
die öffentlichen Abwasseranlagen ohne
schriftliche Genehmigung der Gemeinde
herstellt, benutzt oder ändert,
8. die Grundstücksentwässerungsanlage
nicht nach den Vorschriften des § 14 und
§ 15 Abs. 3 Satz 2 und 3 herstellt,
9. die Verbindung der Grundstücksentwäs-
serungsanlage mit der öffentlichen Ab-
wasseranlage nicht nach § 15 Abs. 3 Satz
1 im Einvernehmen mit der Gemeinde
herstellt,
10. entgegen § 16 Abs. 1 die notwendige
Entleerung und Reinigung der Abschei-
der nicht rechtzeitig vornimmt,
11. entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleinerungs-
geräte oder ähnliche Geräte an eine
Grundstücksentwässerungsanlage
anschließt,
12. entgegen § 18 Abs. 1 die Grundstücks-
entwässerungsanlage vor Abnahme in
Betrieb nimmt,
13. entgegen § 52 seinen Anzeigepflichten
gegenüber der Gemeinde nicht, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt. 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 6 Abs. 2 Nr. 2
SächsKAG handelt, wer vorsätzlich oder
leichtfertig seinen Anzeigepflichten nach §
52 nicht, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig nachkommt.
(3) Die Vorschriften des Sächsischen Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes (SächsVwVG)
bleiben unberührt.
7. Teil  -  Übergangs- und 
Schlussbestimmungen
■ § 56 Unklare Rechtsverhältnisse
Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch als Ei-
gentum des Volkes eingetragen sind, tritt an die
Stelle des Grundstückseigentümers nach den
Vorschriften dieser Satzung der Verfügungsbe-
fugte im Sinne von § 8 Abs. 1 des Gesetzes über
die Feststellung der Zuordnung von ehemals
volkseigenem Vermögen (Vermögenszuord-
nungsgesetz - VZOG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29.03.1994 (BGBl. I, S. 709),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2009
(BGBl. I S. 1688), in der jeweils geltenden Fassung.
■ § 57 In-Kraft-Treten
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bishe-
rigen Satzungsrecht auf Grund des Sächs-
KAG oder des Vorschaltgesetzes Kommunal-
finanzen bereits entstanden sind, gelten an-
stelle dieser Satzung, die Satzungsbestim-
mungen, die im Zeitpunkt des Entstehens
der Abgabenschuld gegolten haben.
(2) Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die öffent-
liche Abwasserbeseitigung (Abwassersat-
zung – AbwS) vom 17.12.2008 außer Kraft. 
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustande
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO we-
gen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in Satz 1 SächsGemO genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat
oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber
der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so
kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten
Frist jedermann die Verletzung geltend machen.
Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO
